
Der Vorsitzende des Haupt- und Viernheim, den 19. Oktober 2017 

Finanzausschusses (Wirtschaftsförderung) 

A m t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g  

Einladung zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirt-
schaftsförderung) 

Zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschaftsförderung) am  
D o n n e r s t a g ,  dem 26.10.2017 um 19:00 Uhr im Ratssaal des Rathauses lade 
ich Sie herzlich ein. 

T A G E S O R D N U N G :  

1. Antrag der Fraktion Die Linke "Erweiterung Stadtbusnetz" 

2. Neubau einer Kindertagesstätte an der Walter-Gropius-Allee; Inanspruch-
nahme einer bestehenden Verpflichtungsermächtigung 

3. Städt. Anwesen Kettelerstraße 6 A; Abschluss eines Mietvertrages mit dem 
Land Hessen 

4. Anpassung des mit der Stadtwerke Viernheim GmbH bestehenden Konzes-
sionsvertrages sowie Abschluss eines Wasserkonzessionsvertrages und 
eines Fernwärmegestattungsvertrages mit der Stadtwerke Viernheim GmbH 

5. Viernheimer Grillhaus 
hier: Mietpreiserhöhung 2018 

6. Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO 

7. Verschiedenes 

8. Unbefristete Niederschlagung städtischer Forderungen 
 

TOP 8 soll in nichtöffentlicher Sitzung beraten werden. 

 

Viernheim, den 19. Oktober 2017 

Der Vorsitzende  

gez.: Dr. Jörn Ritterbusch 
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Protokoll-Nr. 15/2017     Viernheim, den 30.10.2017 

 
P R O T O K O L L  

 

Zu der auf D o n n e r s t a g , den 26.10.2017,  um 19:00 Uhr, im Ratssaal des Rat-
hauses anberaumten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschafts-

förderung) waren erschienen: 

VOM HAUPT- UND FINANZAUSSCHUSS (WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG): 

CDU: Ergler, Volker Stv. 
 Ringhof, Martin Stv.  Vertr. für Ehrenstv. Gutperle 
 Kempf, Bastian Stv.  Vertr. Für Stve. Käser 
 Winkler, Christoph Stv. 

SPD:  Atris, Hussein Stv. 
 Rihm, Dieter Stv.  
 Dr. Ritterbusch, Jörn Stv.  Vorsitzender 

UBV: Bleiholder, Rolf Stv. 
 Dr. Stülpner, Henrik Stv. 

GRÜNE: Winkenbach, Manfred Ehrenstv. 

FDP: Kammer, Bernhard Stv. 

 
BERATENDE MITGLIEDER (§ 62 ABS. 4, S. 2 HGO): 

Altinalan, Tugce Sebnem Stve. (DIE LINKE)  
 Vertr. für Stv. Weißenberger 

  (bis 19:45 Uhr, TOP 1) 
Kempf, Ralf Stv. (WGV) 

VOM MAGISTRAT: 

Baaß, Matthias  Bürgermeister 
Bolze, Jens  1. Stadtrat 
Vanli, Hayrettin  Stadtrat 
Ziegler, Klaus  Stadtrat (bis 20:10 Uhr, TOP Verschiedenes) 

VON DER VERWALTUNG: 

 Rohrbacher, Stefanie Kämmereiamt  
 Fleischer, Michael Hauptamt 
 Strahl, Gerhard BVLA 
 Dr. Franke, Ralph Stadtwerke Viernheim 
 Busalt, Alexandra KFS-Büro 

ALS SCHRIFTFÜHRER: 

 Haas, Philipp Amtmann 

VON DER PRESSE: 

 Tageblatt 

 Südhessen Morgen 

 -  -  -  -  
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Ausschussvorsitzender Dr. Jörn Ritterbusch eröffnete um 19:00 Uhr die Sitzung, begrüßte 
alle Anwesenden und stellte die form- und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfä-
higkeit des Ausschusses fest. 

Gegen das Protokoll der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschafts-
förderung) vom 24.08.2017 (Nr. 14/2017) wurden keine Einwände erhoben. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung berichtete Bürgermeister Baaß über die „Hessenkasse“ 
anhand einer Präsentation. 

Auf Nachfrage von Ehrenstv. Winkenbach erläuterte Bürgermeister Baaß, dass das 
Geld für Investitionen verwendet werden könne. 

Stv. Kammer fragte, ob der Kreis ebenfalls teilnehme und ob Auswirkungen auf die Kreis- 
und Schulumlage zu erwarten seien. 

Bürgermeister Baaß antwortete, dass dem Kreis nichts anderes übrig bleibe, als am Ent-
schuldungsteil des Programms teilzunehmen. Man gehe derzeit davon aus, dass es ohne 
eine Erhöhung gehe. 

Auszug: Kämmereiamt  -  -   

T A G E S O R D N U N G : 

1.  Antrag der Fraktion Die Linke "Erweiterung Stadtbusnetz" 
2.  Neubau einer Kindertagesstätte an der Walter-Gropius-Allee; Inanspruchnahme einer 

bestehenden Verpflichtungsermächtigung 
3.  Städt. Anwesen Kettelerstraße 6 A; Abschluss eines Mietvertrages mit dem Land Hes-

sen 
4.  Anpassung des mit der Stadtwerke Viernheim GmbH bestehenden Konzessionsvertra-

ges sowie Abschluss eines Wasserkonzessionsvertrages und eines Fernwärmegestat-
tungsvertrages mit der Stadtwerke Viernheim GmbH 

5.  Viernheimer Grillhaus 
hier: Mietpreiserhöhung 2018 

6.  Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO 
7.  Verschiedenes 
8.  Unbefristete Niederschlagung städtischer Forderungen 

 -  -   

1. Antrag der Fraktion Die Linke "Erweiterung Stadtbusnetz" 

Bezug: Vorlage des Kämmereiamtes vom 25.09.2017 

Auf o.a. Antrag wird verwiesen. 

Für die antragstellende Fraktion DIE LINKE erläuterte Stve. Altinalan, dass in der 
Heidelberger Straße kein Bus fahre. Besonders für ältere Menschen bedeute dies 
Schwierigkeiten, die Straße und die dort ansässigen Discounter zu besuchen. Man 
schlage deshalb vor, am Anfang und am Ende der Straße eine Haltestelle einzurich-
ten. 

Stadtwerke-Geschäftsführer Dr. Franke erläuterte daraufhin das Viernheimer Bus-
fahrnetz. Die Haltestellen seien fast flächendeckend vorhanden (300-Meter-Radius um 
die Haltestellen). Die beiden Linien seien sehr eng getaktet. Falls man zusätzliche Hal-
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testellen anfahren wolle, müsse man entweder an anderer Stelle Haltestellen kürzen 
oder einen weiteren Bus anschaffen, was allerdings zu hohen Mehrkosten führen wür-
de. 

Nach kurzer Diskussion fragte Stv. Bastian Kempf, wie notwendig eine Haltestelle 
dort sei. Von den beiden Supermärkten bis zur nächsten Haltestelle seien es maximal 
5 Minuten Fußweg. Man könne nicht jedem Bürger eine Haltstelle vor die Haustür set-
zen bzw. vor die einzelnen Supermärkte. 

Stv. Ergler stimmte zu. Er erinnerte daran, dass man das Liniennetz so gestaltet ha-
be, um neuralgische Verkehrspunkte auszuklammern. Falls man die Heidelberger 
Straße anfahren wolle, müsse man zweimal die Bahnschienen queren, was zu erheb-
lichen Unwägbarkeiten führen würde. Wenn die Baugebiete Nordweststadt II und 
Bannholzgraben II ausgebaut sind, könne man in diesem Zusammenhang eine Neu-
konzeption prüfen. 

Auszug: Stadtwerke 

 
 

2. Neubau einer Kindertagesstätte an der Walter-Gropius-Allee; Inan-
spruchnahme einer bestehenden Verpflichtungsermächtigung 

Bezug: Vorlage des Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamtes vom 16.10.2017 
 

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen. 

Stv. Winkler bat um einen aktuellen Grundriss. 

Antwort der Verwaltung per Protokoll: 
Bei der Anlage zur Vorlage handelt es sich um die aktuelle Planung. 
Beschluss: 

1. Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung) empfiehlt der Stadtverord-
netenversammlung zu beschließen, dass gem. § 102 Abs. 5 HGO die außerplanmäßi-
ge Inanspruchnahme einer Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 260.000 € aus 
der Haushaltsgenehmigung 2017 genehmigt und dieser Betrag im Haushaltsplan 2018 
zur Verfügung gestellt wird. 

2. Der Stadtverordnetenversammlung ist Vorlage zu machen. 

Abstimmung: Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend) 

Auszug: BVLA, Kämmereiamt 

 
 

3. Städt. Anwesen Kettelerstraße 6 A; Abschluss eines Mietvertrages 
mit dem Land Hessen 

Bezug: Vorlage des Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamtes vom 10.10.2017 
 

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen. 

Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung)t stimmt dem Abschluss des 
Mietvertrages mit dem Land Hessen bezüglich der Nutzung des EG des städt. Anwe-
sens Kettelerstraße 6 A, Viernheim, für Zwecke der Dezentralen Ermittlungsgruppe 
der Polizei (DEG) in vorliegender Form zu. 

Abstimmung: Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
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(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend) 

Auszug: BVLA, Hauptamt 

 
 

4. Anpassung des mit der Stadtwerke Viernheim GmbH bestehenden 
Konzessionsvertrages sowie Abschluss eines Wasserkonzessions-
vertrages und eines Fernwärmegestattungsvertrages mit der Stadt-
werke Viernheim GmbH 

Bezug: Vorlage des Kämmereiamtes vom 13.10.2017 
 

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen. 

Bürgermeister Baaß erläuterte, dass man bisher einen Vertrag mit den Stadtwerken 
für alle Versorgungsmedien habe. Dieser laufe nun aus. Wesentliche Änderung sei, 
dass man nun getrennte Verträge beschließen müsse. In den Bereichen Strom und 
Gas müsse man rechtssicher agieren und habe deshalb ein Fachanwaltsbüro beauf-
tragt. 

Beschluss: 

1. Der Haupt- und Finanzausschuss/Wirtschaftsförderung stimmt der vorzeitigen Been-
dung des mit der Stadtwerke Viernheim GmbH abgeschlossenen Konzessionsvertra-
ges vom 19.06.2000 bezüglich der Sparten Wasser und Fernwärme mittels entspre-
chender Nachträge (Anlage 1) zu. 

2. Der Haupt- und Finanzausschuss/Wirtschaftsförderung stimmt dem Abschluss des 
Wasserkonzessionsvertrages sowie Fernwärmegestattungsvertrages mit der Stadt-
werke Viernheim GmbH in den vorliegenden Fassungen (Anlagen 2 und 3) zu. 

3. Der Haupt- und Finanzausschuss/Wirtschaftsförderung empfiehlt der Stadtverordne-
ten-Versammlung ebenso zu beschließen. 

Abstimmung: Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend) 

Auszug: Kämmereiamt 

 
 

5. Viernheimer Grillhaus 
hier: Mietpreiserhöhung 2018 

Bezug: Vorlage des Kommunalen Freizeit- und Sportbüros vom 04.10.2017 
 

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen. 

Ausschussvorsitzender Dr. Ritterbusch wies auf einen Fehler der Tabelle auf Seite 
3 der Vorlage hin. Es müsse für auswärtige von Montag bis Donnerstag 180 ,-- € / 
180,-- € heißen. Außerdem sei fälschlicherweise der Beschlussvorschlag des Sozial- 
und Kulturausschusses abgedruckt.  

Bürgermeister Baaß erklärte, dass man dem Auftrag, die Mieten regelmäßig zu 
überprüfen, nachkomme. Durch die vorgeschlagenen Erhöhungen der Mieten am Wo-
chenende erhoffe man sich auch, dass sich einige Nutzer vielleicht doch für Tage un-
ter der Woche entscheiden. Bei gleichbleibender Belegung erziele man ca. 3.200 € 
Mehr-Einnahmen. 
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Es gab eine kurze Diskussion darüber, warum die Mieten für Viernheimer prozentual 
mehr ansteigen als für Auswärtige. Die CDU-Fraktion beantragte abschließend, die 
Kosten für Auswärtige auf 225 € statt 220 € zu erhöhen. 

Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, die Grillhausmietpreise pro Tag ab der 
Vermietungssaison 2018 für Viernheimer Einwohner von freitags – sonntags, für Feier-
tage sowie für Tage vor einem Feiertag auf 180,- € festzusetzen. Die Preise für aus-
wärtige Personen erhöhen sich analog hierzu auf 225,- €. 

Abstimmung: Einstimmig, 3 Enthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend) 

Auszug: KFS-Büro, Kämmereiamt, BVLA 

 
 

6. Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO 

Bezug: Vorlage des Hauptamtes vom 18.08.2017 

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen. 

Auszug: Hauptamt 

 

7. Verschiedenes 

 3. Bauabschnitt Innenstadt 

Auf Nachfrage von Stv. Ergler erläuterte 1. Stadtrat Bolze, dass man die ausführen-
de Firma bereits mehrfach unter Verzug gesetzt habe. Ein Ende der Baumaßnahmen 
sei in Sicht, man habe die Baustellenüberwachung angezogen. Allerdings seien die 
Firmen so ausgelastet, dass nicht mehr Personal vorhanden sei. Zum Thema Wasser-
spiel sagte er, dass an den technischen Problemen gearbeitet werde. Man werde es 
erst abnehmen, wenn man damit zufrieden sei. 

Auszug: ASU 

 

TOP 8 wurde in nicht-öffentlicher Sitzung behandelt. 

8. Unbefristete Niederschlagung städtischer Forderungen 

Bezug: Vorlage des Kämmereiamtes vom 25.09.2017 
 

Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss/Wirtschaftsförderung stimmt der unbefristeten  
Niederschlagung diverser städtischer Forderungen in Höhe von 6.104,95 € zu. 

Der Haupt- und Finanzausschuss/Wirtschaftsförderung empfiehlt der Stadtverordne-
ten-Versammlung die unbefristete Niederschlagung des unter b) dieser Vorlage ge-
nannten Betrages von 65.830,59 €. 

Abstimmung: Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend) 

Auszug: Kämmereiamt 
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ENDE DER SITZUNG: 20:15 Uhr 

 -  -  -  -  

 DER VORSITZENDE: DER SCHRIFTFÜHRER: 
 
 gez.: Dr. R i t t e r b u s c h gez.: H a a s 
 
 (Dr. Jörn Ritterbusch) (Philipp Haas) 

F.d.R.d.A. 

 

Amtmann 
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HuFA-Sitzung vom 26.10.2017 // Protokoll-Nr. 15/2017  

    I N H A L T S V E R Z E I C H N I S      

1.  Antrag der Fraktion Die Linke "Erweiterung Stadtbusnetz" 

2.  Neubau einer Kindertagesstätte an der Walter-Gropius-Allee; Inanspruchnahme einer 
bestehenden Verpflichtungsermächtigung 

3.  Städt. Anwesen Kettelerstraße 6 A; Abschluss eines Mietvertrages mit dem Land Hes-
sen 

4.  Anpassung des mit der Stadtwerke Viernheim GmbH bestehenden Konzessionsvertra-
ges sowie Abschluss eines Wasserkonzessionsvertrages und eines Fernwärmegestat-
tungsvertrages mit der Stadtwerke Viernheim GmbH 

5.  Viernheimer Grillhaus 
hier: Mietpreiserhöhung 2018 

6.  Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO 

7.  Verschiedenes 

8.  Unbefristete Niederschlagung städtischer Forderungen 

 



TOP:        Viernheim, den 25.09.2017 

Federführendes Amt 

20 Kämmereiamt 

Aktenzeichen:  

Diktatzeichen:  

Drucksache: IV-64-2017/XVIII 

Anlagen: 3 

Produkt/Kostenstelle:  

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an:  

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt- und Finanzausschuss 
(Wirtschaftsförderung) 

26.10.2017  

 

I n f o r m a t i o n s v o r l a g e  

Antrag der Fraktion Die Linke "Erweiterung Stadtbusnetz" 

 

Mitteilung/Information 

Die Erläuterungen werden mündlich in der Sitzung vorgetragen. 









TOP:        Viernheim, den 16. Okt. 2017 

Federführendes Amt 

60 Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt 

Aktenzeichen: 620-10 

Diktatzeichen: Schn 

Drucksache: VL-130-2017/XVIII 

Anlagen: 3 

Produkt/Kostenstelle: 2017INV006 (06.3650.08/0951010) 

Stand der Haushaltsmittel: 2.391.805 € 

Benötigte Mittel: 2.643.803,96 € 

Protokollauszüge an: BVLA, Kämmereiamt 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt- und Finanzausschuss 
(Wirtschaftsförderung) 

26.10.2017  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Neubau einer Kindertagesstätte an der Walter-Gropius-Allee; Inanspruchnahme ei-
ner bestehenden Verpflichtungsermächtigung 

Beschlussvorschlag: 

1. Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung) empfiehlt der Stadtverordne-
tenversammlung zu beschließen, dass gem. § 102 Abs. 5 HGO die außerplanmäßige In-
anspruchnahme einer Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 260.000 € aus der Haus-
haltsgenehmigung 2017 genehmigt und dieser Betrag im Haushaltsplan 2018 zur Verfü-
gung gestellt wird. 

2. Der Stadtverordnetenversammlung ist Vorlage zu machen. 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Auf der Basis des kommunalen Investitionsprogramms (KIP) von Land und Bund sowie 
dem Haushaltsplan 2017 wurde der Neubau der Kindertagesstätte an der Walter-Gropius-
Allee geplant. Wie schon im Vorbericht des Haushaltsplanes 2017 erläutert wird die Kin-
dertagesstätte auf den Grundstücken Flur 62 Nrn. 51 und 52 (nach Vermessung und Ab-
schluss des Erbbaurechtsvertrages vom 01. Feb. 2017 mit der Stadtwerke Viernheim 
GmbH lautet die Bezeichnung des Baugrundstücks: Flur 62 Nr. 51/1, Am Alten Weinhei-
mer Weg 5, 3.400 qm) errichtet werden. Das Bebauungsplanverfahren konnte positiv ab-
geschlossen werden. Aufgrund der Bedarfssituation entsteht nunmehr eine fünfgruppige 
Einrichtung für Kinder Ü 3. 

Die Vorplanung des Hochbaus wurde verwaltungsintern vorgenommen und auf dieser Ba-
sis das Bauvorhaben in „einem Stück“ ausgeschrieben. Die abschließende Planung 
(Werkplanung für sämtliche Gewerke, Statik, Wärmeschutznachweis etc.) sowie die Aus-
führung des gesamten Bauvorhabens (Bodenplatte, Anschlüsse, schlüsselfertiger Hoch-
bau) ist Sache des Unternehmens. 
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Neben den Baukosten fallen Kosten für die Ausstattung sowie die Gestaltung und Ausstat-
tung des Freibereichs an. Eine Kostenschätzung konnte bisher mangels Planunterlagen 
noch nicht erstellt werden. Die im Haushaltsplan 2017 für den Bau der Kindertagesstätte 
gemeldete Summe entsprach daher bisher exakt dem Betrag, der der Stadt aus dem KIP 
(incl. notwendiger Eigenmittel) zufließen wird. 

Viernheim erhält aus dem KIP insgesamt 2.413.744,00 € an Bundesmittel über das Land 
ausgezahlt, davon als Bundeszuschuss 2.171.744,00 € sowie ein Komplementärfinanzie-
rungsdarlehen (Eigenanteil Viernheims) in Höhe von 242.000,00 e (Bereitstellung über 
Landesdarlehen auf 10 Jahre Endlaufzeit, Tilgung durch die Stadt = 10 % p.a., Zinszah-
lung erfolgt durch das Land Hessen). 

Die Mittelmeldung für die Kosten für Einrichtungsgegenstände sowie die Herstellung des 
Außenbereichs erfolgt für den Haushaltsplan 2018 (zurzeit wird die Planung des Außenbe-
reichs intern bearbeitet). 

Die Grundlagen für die Errichtung der Kindertagesstätte wurden gemeinsam durch das 
Brundtlandbüro (energetische Aspekte), das Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung 
sowie das Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt (Vorplanung des Grundrisses, Ausferti-
gung des Leistungsprogramms) erarbeitet. Die Grundrißlösung wurde im Vorfeld mit der 
Leitung des städt. Kindergartens Sonnenschein abgestimmt. 

Die Ausschreibung erfolgte in beschränkter Form nach vorherigem öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb. Aufgrund der Bewerbungskriterien wurden 10 Bewerber zur Abgabe eines 
Angebots aufgefordert. Ein Angebot abgegeben haben 5 Bewerber (siehe Anlage 1). 

Aufgrund der Wertungskriterien und Vorgaben ist lediglich das Angebot der Firma ALHO 
wertbar. Die übrigen Bewerber sind vom Verfahren aufgrund der Nichteinhaltung der Vor-
gaben auszuschließen. 

Die Prüfung der Angebotsunterlagen erfolgte durch das Brundtlandbüro und das Bauver-
waltungs- und Liegenschaftsamt. Der Standard des zu errichtenden Gebäudes entspricht 
den Vorgaben des städt. Energiehandbuchs. 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der gem. KIP zugesagten Mittel ist eine baufach-
liche Prüfung des Bauvorhabens durch den Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen. 
Die Verwaltung stellt derzeit die Unterlagen dafür zusammen und wird in Kürze den ent-
sprechenden Prüfantrag stellen. Die Auftragsvergabe kann unabhängig von der Durchfüh-
rung der baufachlichen Prüfung erfolgen. Allerdings werden die Gelder erst dann ausge-
zahlt, wenn das Ergebnis der Prüfung vorliegt. Insoweit geht die Stadt mit der Beauftra-
gung im Vorfeld das Risiko ein, dass eine entsprechende Prüfung zu keinem positiven Er-
gebnis führen sollte. Allerdings kann nicht zugewartet werden, bis das Ergebnis vorliegt, 
da für die Prüfung bis zu 2 Monaten benötigt werden. Eine vorzeitige Beantragung war 
nicht möglich, da erst mit Abschluss des Vergabeverfahrens die exakten Planunterlagen 
eingereicht werden können. 

Die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel reichen für die zu beauftragende Bausumme 
nicht aus. Es besteht eine Deckungslücke von rd. 260.000 €. Diese Deckungslücke kann 
durch die außerplanmäßige Inanspruchnahme einer Verpflichtungsermächtigung aus der 
Haushaltsgenehmigung 2017 erfolgen (§ 102 Abs. 5 HGO). Der Gesamtbetrag der Ver-
pflichtungsermächtigungen laut § 3 der Haushaltssatzung wird dadurch nicht überschrit-
ten. Die Mittel müssen im Haushaltsplan 2018 zur Verfügung gestellt werden.  

Das Regierungspräsidium Darmstadt ist mit dieser Vorgehensweise einverstanden. 

Der Magistrat wird sich mit dem vorstehenden Sachverhalt in seiner am 23.Okt. 2017 be-
fassen. Über das Ergebnis der Beratung wird in der Sitzung berichtet werden. 
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x

Kein Behinderten-

WC

Zusammen- 

fassung

Die Vorgaben des Leistungsprogramm werden lediglich von der Firma Alho Systembau eingehalten, so dass nur 

diese Firma gewertet werden kann. 

Unterlagen voll-

ständig

Tageslichtversor- 

gung ausreichend

Gebäudehülle gem 

Vorgaben erfüllt

x

nein

nein

x x

nein x x

Algeco

x x x

nein

HolzBauWerk Bolle Sytembau Alho Systembau Kleusberg GmbH

nein

x

2.248.148,00 € 3.153.500,00 € 2.495.430,00 € 2.643,803,96 € 2.557.574,18 €

Vergabe-

vorschlag
Den Auftrag zum Planen und Bauen einer Kindertagesstätte erhält die Firma Alho Systembau.

Keine Oberflächen-

versickerung des 

Niederschlags- 

wassers (Vorgabe 

Bebauungsplan)

Keine Dachbe-

grünung (Vorgabe 

Bebauungsplan)

Raumprogramm 

nicht eingehalten

Keine LüftungsanlageSonstige Vorgaben

Geforderte Dach- 

auflast v. 100 KN 

erscheint nicht 

möglich

Vorgaben Kinder- WC 

nicht erfüllt
x

Ausstattung und Anzahl 

Personal u. Behinderten-

WC (insgesamt nur 1) nicht 

zulässig

Raumprogramm nicht 

eingehalten, Sonder-

nutzung und Material zu 

klein; Raumprogramm  um 

nicht geforderte Räume 

erweitert







TOP:        Viernheim, den 10. Okt. 2017 

Federführendes Amt 

60 Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt 

Aktenzeichen: 942-06 

Diktatzeichen: Schn 

Drucksache: VL-101-2017/XVIII 1. Ergänzung 

Anlagen: 1 

Produkt/Kostenstelle:  

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: BVLA, Hauptamt 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt- und Finanzausschuss 
(Wirtschaftsförderung) 

26.10.2017  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Städt. Anwesen Kettelerstraße 6 A; Abschluss eines Mietvertrages mit dem Land 
Hessen 

Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung)t stimmt dem Abschluss des Miet-
vertrages mit dem Land Hessen bezüglich der Nutzung des EG des städt. Anwesens Ket-
telerstraße 6 A, Viernheim, für Zwecke der Dezentralen Ermittlungsgruppe der Polizei 
(DEG) in vorliegender Form zu. 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Die Stadt baut derzeit das Erdgeschoss des städt. Anwesens Kettelerstraße 6 A für Zwe-
cke der Dezentralen Ermittlungsgruppe der Polizei (DEG) aus. Der Planungs- und Bau-
prozess läuft auf der Grundlage des im April 2016 von der Stadt Viernheim und dem Land 
Hessen unterzeichneten Letter of Intent (LOI) in enger Abstimmung zwischen Vermieter 
und Mieter. 

Auf der Grundlage des LOI wurde nach Abschluss des Planungsprozesses der aus der 
Anlage ersichtliche Mietvertrag verhandelt. 

Bekanntlich muss die Stadt Viernheim für Zwecke der Polizei eine bestimmte Fläche miet-
frei zur Verfügung stellen. Im Grunde handelt es sich dabei überwiegend um die Flächen, 
die derzeit von der DEG im Rathaus genutzt werden. Für darüberhinaus gehende Flächen 
zahlt das Land Hessen eine Miete. Nebenkosten entsprechend der Betriebskostenverein-
barung fallen insgesamt für die überlassene Nutzfläche dem Mieter zur Last. 

Entsprechend des derzeit vorliegenden Bauzeitenplanes kann davon ausgegangen wer-
den, dass das Mietverhältnis zum 01.06.2018 beginnen kann. 
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Der Entwurf des Mietvertrages samt Anlagen 1, 1a, 2 und 7 ist dieser Vorlage zur Erläute-
rung beigefügt (die übrigen Anlagen können im Bedarfsfall ebenfalls vorgelegt werden). 

Der Magistrat hat sich mit dem vorstehenden Sachverhalt in seiner Sitzung am 12. Sept. 
2017 befasst und dem Abschluss des Mietvertrages in vorliegender Form zugestimmt. 

































TOP:                     Viernheim, den 13.10.2017 

Federführendes Amt 

20 Kämmereiamt 

Aktenzeichen: 830-05 

Diktatzeichen: Hä 

Drucksache: VL-128-2017/XVIII 1. Ergänzung 

Anlagen:  

Produkt/Kostenstelle:  

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: Kämmereiamt 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt- und Finanzausschuss 
(Wirtschaftsförderung) 

26.10.2017  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Anpassung des mit der Stadtwerke Viernheim GmbH bestehenden Konzessionsver-
trages sowie Abschluss eines Wasserkonzessionsvertrages und eines Fernwärme-
gestattungsvertrages mit der Stadtwerke Viernheim GmbH 

 

Beschlussvorschlag: 

1. Der Haupt- und Finanzausschuss/Wirtschaftsförderung stimmt der vorzeitigen Beendung des 
mit der Stadtwerke Viernheim GmbH abgeschlossenen Konzessionsvertrages vom 19.06.2000 
bezüglich der Sparten Wasser und Fernwärme mittels entsprechender Nachträge (Anlage 1) 
zu. 

2. Der Haupt- und Finanzausschuss/Wirtschaftsförderung stimmt dem Abschluss des Wasserkon-
zessionsvertrages sowie Fernwärmegestattungsvertrages mit der Stadtwerke Viernheim GmbH 
in den vorliegenden Fassungen (Anlagen 2 und 3) zu. 

3. Der Haupt- und Finanzausschuss/Wirtschaftsförderung empfiehlt der Stadtverordneten-
Versammlung ebenso zu beschließen. 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Der bestehende Konzessionsvertrag für die Versorgungssparten Strom, Erdgas, Wasser und 

Fernwärme zwischen der Stadt Viernheim und der Stadtwerke Viernheim GmbH zum 20.10.2019 

ausläuft. Der Vertrag wurde seinerzeit - im Jahr 1999 - insgesamt für alle Medien (Strom, Erdgas, 

Wasser und Fernwärme) abgeschlossen.  

 

Die mittlerweile vorliegenden unterschiedlichen rechtlichen Rahmenbedingungen bezüglich der 

genannten Medien machen es erforderlich, die Verträge künftig separat abzuschließen. 

Hierfür ist zunächst eine Anpassung des bestehenden Konzessionsvertrages dahingehend erfor-

derlich, dass die Medien Wasser und Fernwärme abzuspalten sind. Dies geschieht durch entspre-

chende Vertragsnachträge (Anlage 1). Ein vertragsloser Zustand soll nicht entstehen.  
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Der Wasserkonzessionsvertrag (Anlage 2) und der Fernwärmegestattungsvertrag (Anlage 3) wur-

den verwaltungsintern sowie mit der Geschäftsführung der Stadtwerke Viernheim GmbH abge-

stimmt.  

 

Zur Verdeutlichung der Unterschiede zwischen den bisherigen und künftigen vertraglichen Rege-

lungen für die Medien Wasser und Fernwärme ist als Anlage 4 der bestehende Konzessionsver-

trag sowie als Anlage 5 eine entsprechende Synopse beigefügt. 

 

Der Magistrat wird sich mit dieser Angelegenheit in seiner Sitzung am 23.10.2017 befassen. Über 

das Ergebnis wird in der Sitzung berichtet. 



Anlage 1 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. Nachtrag 

 

zum Konzessionsvertrag zwischen der Stadt Viernheim und der  

Stadtwerke Viernheim GmbH 

 

vom 19.06.2000 

 
 
 
Der zwischen der Stadt Viernheim und der Stadtwerke Viernheim GmbH geschlossene Konzessi-
onsvertrag vom 19.06.2000 umfasst sowohl die Energie- als auch die Wasserversorgung. Danach 
ist es der Stadtwerke Viernheim GmbH gestattet, für Zwecke der Energie- und Wasserversorgung 
die im Stadtgebiet gelegenen öffentlichen Verkehrsräume (Straßen, Wege, Plätze, etc.) für die 
Errichtung und den Betrieb von ober- und unterirdischen Versorgungsanlagen und deren Zubehör 
zu nutzen. 
 
Die Vertragspartner Stadt Viernheim und Stadtwerke Viernheim GmbH vereinbaren mit Wirkung ab 
01.01.2018 eine Änderung dieses Konzessionsvertrages dahingehend, dass zukünftig für die 
Wasserversorgung ein eigener selbstständiger Konzessionsvertrag gelten soll. Sämtliche Rege-
lungen verlieren, soweit sie sich auf die Wasserversorgung sowie die Wasserversorgungsanlagen 
und deren Zubehör beziehen, mit Wirkung zum 31.12.2017 ihre Gültigkeit und werden aufgeho-
ben. 
 
Dieser Nachtrag wird dem geltenden Konzessionsvertrag, der im Übrigen unberührt bleibt, als An-
lage beigefügt.  
 
 
Viernheim, den       Viernheim, den 
 
 
 
________________________     ___________________________ 
Magistrat der Stadt Viernheim     Stadtwerke Viernheim GmbH 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Nachtrag 

 

zum Konzessionsvertrag zwischen der Stadt Viernheim und der  

Stadtwerke Viernheim GmbH 

 

vom 19.06.2000 

 
 
 
Der zwischen der Stadt Viernheim und der Stadtwerke Viernheim GmbH geschlossene Konzessi-
onsvertrag vom 19.06.2000 umfasst sowohl die Energie- als auch die Wasserversorgung. Danach 
ist es der Stadtwerke Viernheim GmbH gestattet, für Zwecke der Energie- und Wasserversorgung 
die im Stadtgebiet gelegenen öffentlichen Verkehrsräume (Straßen, Wege, Plätze, etc.) für die 
Errichtung und den Betrieb von ober- und unterirdischen Versorgungsanlagen und deren Zubehör 
zu nutzen. 
 
Die Vertragspartner Stadt Viernheim und die Stadtwerke Viernheim GmbH vereinbaren mit Wir-
kung ab 01.01.2018 eine Änderung dieses Konzessionsvertrages dahingehend, dass zukünftig für 
die Fernwärmeversorgung ein eigener selbstständiger Fernwärmegestattungsvertrag gelten soll. 
Sämtliche Regelungen verlieren, soweit sie sich auf die Fernwärmeversorgung sowie die Fern-
wärmeversorgungsanlagen und deren Zubehör beziehen, mit Wirkung zum 31.12.2017 ihre Gültig-
keit und werden aufgehoben. 
 
Dieser Nachtrag wird dem geltenden Konzessionsvertrag, der im Übrigen unberührt bleibt, als An-
lage beigefügt.  
 
 
Viernheim, den        Viernheim, den 
 
 
 
________________________     ___________________________ 
Magistrat der Stadt Viernheim     Stadtwerke Viernheim GmbH 
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Wasserkonzessionsvertrag 
 
 
 
 

zwischen der 
 
 
 
Stadt Viernheim, vertreten durch den Magistrat der Stadt Viernheim, dieser vertreten durch 
                             den Bürgermeister Herrn Matthias Baaß und 1. Stadtrat Herrn Jens Bolze,  
                             Rathaus, Kettelerstraße 3, 68519 Viernheim 
 

- nachstehend "Stadt" genannt - 
 
 
und der 
 
 
Stadtwerke Viernheim GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Dr. Ralph Franke, 
                                                    Industriestraße 2, 68519 Viernheim  
 
 

- nachstehend "SWV" genannt  
 

- nachstehend gemeinsam „Vertragspartner“ genannt - 
 
 
 
wird nachfolgender Wasserkonzessionsvertrag geschlossen: 
 
 
 
 
 
 
 

Präambel 
 
Gemeinsames Ziel der Vertragspartner ist eine möglichst sichere, preisgünstige, verbrau-

cherfreundliche, effiziente und umweltverträgliche Versorgung der Bevölkerung sowie der 

Gewerbe- und Industriekunden in der Stadt Viernheim mit Wasser. Das Wasser soll ferner 

mit ausreichendem Druck zur Verfügung stehen, um im Bedarfsfalle die Löschwasserversor-

gung in Siedlungsgebieten zu gewährleisten (Grundschutz). Ziel der Vertragspartner ist wei-

terhin, die öffentliche Wasserversorgung als Pflichtaufgabe der Stadt sicherzustellen. Die 

Vertragspartner werden in Verfolgung dieser Ziele vertrauensvoll zusammenarbeiten und auf 

die Interessen des anderen Vertragspartners in angemessener Weise Rücksicht nehmen. 
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1. Kapitel 

Begriffsbestimmungen und Konzessionsgebiet 

 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieses Vertrages sind: 

1. Wasserversorgungsanlagen: 

 Anlagen, die der Versorgung mit Wasser dienen, insbesondere Wasserwerke, Pump-

stationen, Hochbehälter, Brunnen, Leitungen, Hydranten, Hausanschlüsse und Mess-

einrichtungen. 

 

2. Örtliche Wasserversorgungsanlagen: 

a) Wasserversorgungsanlagen, die innerhalb des Konzessionsgebietes liegen und 

zumindest auch innerhalb des Konzessionsgebietes der Wasserversorgung die-

nen sowie 

 
b) Wasserversorgungsanlagen, die außerhalb des Konzessionsgebietes liegen, 

aber der Wasserversorgung ausschließlich oder überwiegend innerhalb des 

Konzessionsgebietes dienen 

 
soweit sie im Eigentum bzw. Miteigentum der SWV stehen, unabhängig davon, ob sie 

sich auf oder unter öffentlichen Verkehrswegen befinden. 

 

3. Öffentliche Verkehrswege: 

a) Straßen, Wege und Plätze, die im Sinne des Landesstraßenrechts dem öffentli-

chen Verkehr gewidmet sind, sowie 

 
b) Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von Straßen, Wegen und 

Plätzen bestimmt sind, die im Sinne des Landesstraßenrechts dem öffentlichen 

Verkehr gewidmet werden sollen, 

 

c) öffentliche Verkehrswerge (Straßen, Wege), auf denen tatsächlich der öffentliche 

Verkehr eröffnet ist,  

 
soweit sie im Konzessionsgebiet liegen und der zivilrechtlichen Verfügung der Stadt 

unterliegen. 
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4. Sonstige Grundstücke: 

 Grundstücke, die keine öffentlichen Verkehrswege darstellen, soweit sie im Konzessi-

onsgebiet liegen und der zivilrechtlichen Verfügung der Stadt unterliegen. 

 

5. Öffentliche Wasserversorgung: 

 Die der Allgemeinheit dienende Wasserversorgung im Sinne des § 50 des Gesetzes 

zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz). 

 

 

§ 2 

Konzessionsgebiet 

 

(1) Dieser Konzessionsvertrag gilt für das Stadtgebiet gemäß der als Anlage beigefügten 

Karte. 

 

(2) Sofern künftig Gebiete in das Stadtgebiet eingemeindet werden, wachsen diese grund-

sätzlich dem Konzessionsgebiet zu. 

 

(3) Sofern für eingemeindete Gebiete indes Wasserkonzessionsverträge oder sonstige 

Verträge mit Dritten bestehen, die einer Erweiterung des Konzessionsgebiets nach 

Abs. (2) entgegenstehen, wird die Stadt diese Verträge zum nächstmöglichen Zeit-

punkt beenden.  

 

 

2. Kapitel 

Öffentliche Versorgung 

 

§ 3 

Wasserversorgungspflicht der SWV 

 

(1) Die SWV verpflichtet sich, 

1. im Konzessionsgebiet die öffentliche Versorgung mit Wasser sicherzustellen, 

2. die gesetzlichen und sonstigen öffentlich-rechtlichen Bestimmungen, welche die 

öffentliche Wasserversorgung und die Qualität des Trinkwassers betreffen, ein-

zuhalten, 
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3. im Falle unvermeidbarer Betriebseinschränkungen der Stadt zur Aufrechterhal-

tung ihrer der Allgemeinheit dienenden Einrichtungen, soweit tatsächlich möglich 

und rechtlich zulässig, innerhalb des Konzessionsgebietes den Vorzug vor ande-

ren Kunden zu geben, 

4. der Stadt die Daten zum Trinkwasserverbrauch der Kunden zur Verfügung zu 

stellen, soweit die Stadt diese zur Ermittlung der Abwassergebühren oder -

entgelte benötigt, 

5. allgemeine Versorgungsbedingungen einschließlich der dazugehörenden Preise 

(allgemeine Preise) öffentlich bekannt zu geben. 

 

(2) Zu den allgemeinen Versorgungsbedingungen einschließlich der dazugehörenden 

Preise hat die SWV jedermann im Konzessionsgebiet an die öffentliche Wasserversor-

gung anzuschließen und im jeweils benötigten Umfang mit Wasser zu versorgen. Die-

se Pflichten bestehen nicht, wenn der Anschluss bzw. die Versorgung für die SWV aus 

wirtschaftlichen Gründen unzumutbar sind. 

 

(3) Die SWV kann darüber hinaus Kunden zu besonderen Bedingungen und Preisen ver-

sorgen (Sondervertragskunden).  Über einer (Neu-)Eingruppierung als Tarif- bzw. Son-

dervertragskunde wird die SWV die Stadt informieren.  

 

(4) Die Wasserversorgung von Einrichtungen der Stadt bleibt gesonderten Wasserversor-

gungsverträgen vorbehalten.  

 

 

§ 4 

Erhaltungs-, Erneuerungs- und Ausbaupflicht 

 

Die SWV verpflichtet sich, die örtlichen Wasserversorgungsanlagen zu erhalten, zu erneuern 

und auszubauen, soweit dies im Rahmen einer rationellen und wirtschaftlich vernünftigen 

Betriebsführung oder im öffentlichen Interesse zur Sicherstellung einer langfristig sicheren 

öffentlichen Versorgung mit Wasser im Konzessionsgebiet erforderlich ist. 
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3. Kapitel 

Wegenutzung 

 

§ 5 

Wegenutzungsrecht 

 

(1) Die Stadt räumt der SWV im Rahmen ihrer privatrechtlichen Befugnis das Recht ein, 

die öffentlichen Verkehrswege zur Errichtung und zum Betrieb von örtlichen Wasser-

versorgungsanlagen zu benutzen, wobei grundsätzlich die Wasserversorgungsanlagen 

in den Straßen verlegt werden. In Ausnahmefällen können Wasserversorgungsanlagen 

auch in Gehwegen verlegt werden. 

 

(2) Sonstige Grundstücke darf die SWV im Rahmen der durch § 8 der Verordnung über 

Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) beschriebe-

nen Grenzen unentgeltlich nutzen. Eine darüber hinausgehende Nutzung bedarf des 

vorherigen Abschlusses eines gesonderten Gestattungsvertrages. 

 

(3) Endet die Eigenschaft eines Grundstücks als öffentlicher Verkehrsweg (Entwidmung), 

bleibt das Nutzungsrecht nach Abs. (1) grundsätzlich erhalten, soweit dem nicht be-

rechtigte Interessen der Stadt entgegenstehen. Die Regelungen des § 7 finden An-

wendung.  

 

(4) Vor Verkauf von in Anspruch genommenen Grundstücken wird die Stadt die SWV 

rechtzeitig unterrichten und auf Verlangen der SWV zu ihren Gunsten beschränkt per-

sönliche Dienstbarkeiten (§ 1090 BGB) eintragen lassen. Die Kosten für die Bereitstel-

lung und Eintragung der Dienstbarkeiten trägt die SWV. 

 

(5) Soweit die Stadt für Grundstücke Benutzungsrechte nicht aus eigener Befugnis erteilen 

kann, unterstützt sie die SWV dabei, dass ihr ein Benutzungsrecht von der zuständigen 

Stelle erteilt wird. Soweit in diesen Fällen die Zustimmung der Stadt verlangt wird, wird 

die Stadt auf Verlangen der SWV die Zustimmung erteilen. 

 

(6) Soweit der Träger der Straßenbaulast auf Antrag der Stadt die Errichtung von Wasser-

versorgungsanlagen zu gestatten hat, und soweit die SWV den Antrag nicht selbst stel-

len kann, stellt die Stadt auf Verlangen der SWV einen entsprechenden Antrag  
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(7) Zwischen den Parteien besteht Einigkeit, dass die im Rahmen dieses Wegenutzungs-

rechtes betriebenen und/oder errichteten Wasserversorgungsanlagen nicht zu den Be-

standteilen der jeweiligen Grundstücke gehören, also sogenannte Scheinbestandteile 

darstellen (§ 95 BGB). 

 

 

§ 6 

Bau und Betrieb von Wasserversorgungsanlagen 

 

(1) SWV und die Stadt werden bei ihren Planungen und Baumaßnahmen aufeinander 

Rücksicht nehmen. SWV wird bei der Inanspruchnahme der von der Stadt nach Maß-

gabe dieses Vertrages zur Verfügung gestellten Flächen darauf achten, dass die dar-

aus entstehenden Beeinträchtigungen für die Stadt und ihre Bürger möglichst gering 

sind.  

 

(2) Die Ordnungsprinzipien der Stadt bei der Belegung von öffentlichen Verkehrswegen 

werden von SWV beachtet. (Grundsatz: Wasserversorgungsleitungen werden in Stra-

ßen verlegt; Kabel, Telekom in Gehwegen). Wenn im Zuge der Erneuerung oder der 

Erweiterung von Wasserversorgungsanlagen andere Medien mit verlegt werden (Leer-

rohre, Stromkabel, TK, etc.) und kein Gehweg vorhanden ist, sollen diese möglichst am 

Straßenrand verlegt werden. Die Verlegung von Leerrohren ist mit der Stadt auf deren 

Wunsch abzustimmen.  

 

(3) SWV errichtet die Wasserversorgungsanlagen im Stadtgebiet nach den allgemein an-

erkannten Regeln der Technik und hält diese in einwandfreiem, betriebsfähigem Zu-

stand. Sie wird die Wasserversorgungsanlagen so planen, errichten, instand halten 

und betreiben, dass eine sichere und wirtschaftliche Betriebsweise möglich ist. Dabei 

wird sie die Belange des Umweltschutzes in angemessener Weise berücksichtigen. 

Über besondere Anforderungen der Stadt wird sich SWV mit der Stadt abstimmen.  

 

(4) SWV wird die Stadt so rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen an den Wasser-

versorgungsanlagen informieren, dass die Stadt angemessene Zeit zu einer Stellung-

nahme hat. Insbesondere muss eine Baustellenkoordination (gleichzeitig anfallende 

Arbeiten, gemeinsame Nutzung der Straßenaufbrüche) und damit Bauzeitverkürzung 

erfolgen. Die Stadt kann eine Änderung der Planung verlangen, wenn berechtigte Inte-

ressen der Stadt und/oder technische Notwendigkeiten vorliegen. Ebenso wird die 

Stadt SWV rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen informieren, die Einfluss auf 
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vorhandene Wasserversorgungsanlagen oder deren Planung haben können. Sofern 

die Arbeiten der unaufschiebbaren Behebung von Störungen oder Schäden dienen, ist 

die Unterrichtung des jeweils anderen Vertragspartners unverzüglich nachzuholen. 

 

(5) Vor der Errichtung neuer und Erweiterung bestehender Wasserversorgungsanlagen 

einschließlich der Herstellung von Hausanschlüssen wird SWV die Zustimmung der 

Stadt (einschließlich Aufgrabungsgenehmigung und verkehrsrechtliche Anordnung, 

soweit erforderlich) einholen. Die Zustimmung kann nur versagt werden, wenn öffentli-

che Interessen oder sonstige wesentliche Belange der Stadt entgegenstehen. Bei 

Baumaßnahmen geringen Umfangs (insbesondere Herstellung von Haus- bzw. sonsti-

gen Anschlüssen) genügt eine rechtzeitige Anzeige bei der Stadt unter Angabe des 

Ausführungszeitpunkts und des ausführenden Tiefbauunternehmens sowie Vorlage ei-

nes Lageplans. 

 

(6) Die Stadt wird SWV bei der Trassenfindung und der Erlangung öffentlich-rechtlicher 

Genehmigungen für den Bau von Wasserversorgungsanlagen sowie beim Erwerb von 

Grundstücken oder Rechten an Grundstücken Dritter im Stadtgebiet unterstützen. Der 

Stadt entstehen dabei keine Kosten. 

 

(7) SWV hat bei Bauarbeiten die gemeindlichen Anlagen zu sichern. Für die Ausführung 

der Arbeiten der SWV an den öffentlichen Verkehrswegen gelten die gesetzlichen Vor-

schriften, insbesondere sind die öffentlich-rechtlichen Bestimmungen für solche Arbei-

ten zur Sicherung des Verkehrs und zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Wieder-

herstellung der Verkehrswege sowie die anerkannten Regeln der Straßenbautechnik 

(u.a. Verdichtungsprüfung nach DIN, Schutz von Bäumen bei Baumaßnahmen gem. 

DIN 18920, Merkblätter der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen) 

zu beachten. SWV verpflichtet sich, die für SWV tätigen Tiefbauunternehmen anzuwei-

sen, beim Öffnen und Schließen von Verkehrswegen darauf zu achten, dass die Ver-

kehrssicherheit erhalten bleibt. Falls die Baumaßnahmen der SWV besondere Auf-

wendungen der Stadt in ihrem Verkehrsraum erfordern, z.B. besondere verkehrsrecht-

liche Anforderungen, hat SWV den dadurch verursachten Aufwand zu tragen.  

 

(8) Nach Beendigung der Bauarbeiten wird SWV die benutzten Grundstücke, Flächen oder 

Bauwerke nach Maßgabe der jeweils aktuell anerkannten Regeln der Technik wieder in 

den vorherigen bzw. einen gleichwertigen Zustand versetzen oder, sofern die Stadt es 

wünscht, an Stelle der Wiederherstellung eine entsprechende Entschädigung leisten. 

Bezüglich der Regeln der Technik kann die Stadt die Einhaltung der aktuellen Regeln 
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der Technik verlangen, z.B. die „Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und 

Richtlinien für Aufgrabungen in Verkehrsflächen“ – ZTV-A-StB – in der jeweils aktuell 

gültigen Fassung. Für die von der SWV ausgeführten Bauarbeiten gilt eine Gewährleis-

tungsfrist von fünf Jahren. Sie beginnt mit der vorbehaltlosen Abnahme der wiederher-

gestellten Oberflächen durch die Stadt, spätestens jedoch einen Monat, nachdem der 

Stadt der Abschluss der Bauarbeiten schriftlich mitgeteilt wurde und die Stadt nicht wi-

dersprochen hat. SWV hat die Abnahme zu veranlassen, die in der Regel innerhalb ei-

nes Monats durchgeführt werden soll. Aufgezeigte Mängel sind unverzüglich, spätes-

tens jedoch innerhalb der von der Stadt gesetzten angemessenen Frist durch SWV zu 

beseitigen. Anderenfalls ist die Stadt berechtigt, die Mängel im Wege der Ersatzvor-

nahme i.S.v. § 637 BGB auf Kosten der SWV zu beseitigen.  

 

(9) Falls Bauarbeiten der Stadt etwa zur gleichen Zeit anfallen, sollen die Arbeiten mög-

lichst gleichzeitig begonnen und im gegenseitigen Einvernehmen ausgeführt werden. 

Dabei gestatten sich die Stadt und SWV gegenseitig die Mitverlegung von Leitungen, 

Kabeln und Rohren. Sofern bei Baumaßnahmen erforderliche Straßenaufbrüche ge-

meinsam genutzt werden können, werden die Kosten von der Stadt und der SWV ge-

meinsam verursachungsgerecht getragen. 

Notaufgrabungen werden der Stadt umgehend angezeigt. Nach Wiederherstellung der 

Flächen hat SWV die Abnahme zu veranlassen. 

 

(10)  Bei Aufgrabungen, die die Stadt selbst durchführt, erkundigt sie sich über die Lage von 

Wasserversorgungsanlagen bei der SWV. SWV ist verpflichtet, über die Lage unver-

züglich Auskunft zu erteilen, soweit möglich in digitaler Form.   

 

SWV führt ein Bestandsplanwerk über ihre in der Stadt vorhandenen Wasserversor-

gungsanlagen nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen, aktuellen techni-

schen Standard. Die Stadt hat die Pflicht, vor der Ausführung von Bauarbeiten das 

Vorhandensein sowie die Lage von Wasserversorgungsanlagen der SWV im Arbeits-

bereich bei dieser zu erfragen. Im Übrigen erhält die Stadt auf Anfrage wie jeder Dritte 

Auskunft über den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versorgungs-

netzes. 

 

(11) Soweit für den Bau und Betrieb der Wasserversorgungsanlagen erforderlich, wird die 

Stadt der SWV auf Anfrage Auskünfte aus den bei der Stadt geführten Bestandsplan-

werken schriftlich oder soweit vorhanden in digitalisierter Form erteilen. 
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Die Vertragspartner ermöglichen sich gegenseitig unentgeltlich die Einsichtnahme in 

die jeweils geführten Bestandsplanwerke, indem sie dem jeweils anderen Vertrags-

partner Zugriffsrechte auf das entsprechend vorhandene System gewähren. Eine Ver-

pflichtung zur Einrichtung entsprechender Informationssysteme wird durch diese Rege-

lung nicht begründet. 

 

 

§ 7  

Folgepflichten und Folgekosten 

 

(1) Die Stadt kann eine Änderung von Wasserversorgungsanlagen verlangen, sofern die 

Änderung im berechtigten Interesse der Stadt liegt und nicht aus wirtschaftlichen 

Gründen unzumutbar ist. Die Stadt wird SWV von allen Maßnahmen, die eine Ände-

rung von Wasserversorgungsanlagen notwendig machen, rechtzeitig informieren und 

ihr Gelegenheit zur Einflussnahme auf den Planungsprozess zur Abwendung außer-

gewöhnlicher Belastungen geben. .  

 

(2) Stadt und SWV werden dafür Sorge tragen, dass Kosten für gemeinschaftlich durchge-

führte Straßenbau-, Kanalbau-, Fernmelde- und Versorgungsleitungsbaumaßnahmen 

(inkl. Straßenbeleuchtungskabel) unter den beteiligten Kostenträgern durch besondere, 

auf den Einzelfall bezogene vertragliche Vereinbarungen untereinander anteilig, ent-

sprechend dem Bauumfang des einzelnen Kostenträgers, aufgeteilt werden.  

  

(3) Die Kosten für Änderungen nach Abs. 1 trägt SWV, soweit sie nicht als Erschließungs-

beitrag im Sinne des Baugesetzbuches oder aufgrund anderer gesetzlicher oder ver-

traglicher Bestimmungen Dritten auferlegt werden können, von Dritten bezuschusst 

werden oder die Stadt Ersatzansprüche gegenüber Dritten hat. 

 

(4) Dingliche Rechte und Ansprüche gegen Dritte bleiben unberührt. 

 

 

§ 8 

Haftung 

 

(1) SWV haftet der Stadt oder Dritten nach den gesetzlichen Bestimmungen für Schäden, 

die bei der Errichtung, Änderung, Entfernung oder dem Betrieb von Wasserversor-

gungsanlagen der SWV entstehen. Sobald es hierbei auf ein Verschulden ankommt, 
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wird die SWV nur dann von der Haftung frei, wenn sie fehlendes Verschulden nach-

weist. Die SWV wird die Stadt von Ansprüchen Dritter gemäß Satz 1 freistellen. Die 

Stadt wird die Behandlung solcher Ansprüche mit der SWV abstimmen. Die vorstehen-

den Regelungen berühren nicht die Haftungsregelungen für Unterbrechungen oder Un-

regelmäßigkeiten bzw. Störungen in der Anschlussnutzung und/oder Belieferung mit 

Wasser. 

 

(2) Die Stadt haftet der SWV für Beschädigungen ihrer Wasserversorgungsanlagen nur 

dann, wenn ihr ein Verschulden nachgewiesen wird. Die Ersatzpflicht für die Wieder-

herstellung von beschädigten Anlagen ist auf die dafür entstehenden Selbstkosten be-

schränkt. 

 

§ 9 

Stillgelegte Anlagen 

 

Die Stadt kann die Beseitigung stillgelegter Wasserversorgungsanlagen auf Kosten der SWV 

verlangen, soweit sie ein berechtigtes Interesse an der Beseitigung hat; die Verpflichtung gilt 

auch über die Laufzeit dieses Vertrages hinaus.  

 

 

4. Kapitel 

Konzessionsabgaben und sonstige Leistungen 

 

§ 10 

Konzessionsabgaben 

 

(1) Die Stadt erhält von der SWV die jeweils höchstzulässigen Konzessionsabgaben.  

 

(2) Die Zahlung von Konzessionsabgaben durch die SWV erfolgt für die Lieferung von 

Wasser aus dem örtlichen Wasserversorgungsnetz für die Lieferung an Letztverbrau-

cher. 

 

(3) Frei von allen Abgaben ist der Eigenverbrauch der SWV zu Betriebs- und Verwal-

tungszwecken. 

 

(4) Die Konzessionsabgaben sind in der Höhe vereinbart, die nach der Anordnung über 

die Zulässigkeit von Konzessionsabgaben der Unternehmen und Betriebe zur Versor-



12 

gung mit Elektrizität, Gas und Wasser an Gemeinden und Stadtverbände (KAE) vom 

04.03.1941 in der jeweils geltenden Fassung bzw. einer die KAE ersetzenden Rege-

lung maximal zulässig ist. Für den Fall, dass künftig einmal die Begrenzung der Kon-

zessionsabgaben wegfallen sollte, werden die Vertragspartner eine einvernehmliche 

Regelung herbeiführen. Für den Zeitraum ab dem Wegfall der Begrenzung der Kon-

zessionsabgaben bis zur einvernehmlichen Regelung gilt die Konzessionsabgabe als 

vereinbart, die nach S. 1 bei einer Weitergeltung der Begrenzung geschuldet wäre. 

 

(5) Sollten die Konzessionsabgaben oder andere vertragliche Leistungen aufgrund gesetz-

licher Änderungen, Entscheidungen des EuGH oder des BFH oder Verwaltungsanwei-

sungen der Finanzbehörden als steuerbar gelten, wird die gesetzliche Umsatzsteuer 

(zurzeit 19 %) zusätzlich erhoben.  

 

 

§ 11 

Abrechnung 

 

(1) Die SWV rechnet die Konzessionsabgaben jährlich nachträglich gegenüber der Stadt 

mit einer Schlussabrechnung ab. Die Schlussabrechnung ist spätestens sechs Monate 

nach dem Ende eines Kalenderjahres zu übergeben. Die SWV hat der Stadt alle Aus-

künfte zu erteilen, welche die Stadt benötigt, um die Berechnung nachvollziehen zu 

können. Die SWV hat auf Wunsch der Stadt auf eigene Kosten für die Schlussabrech-

nung das Testat eines Wirtschaftsprüfers einzuholen und der Stadt zu übergeben. 

 

(2) Die SWV zahlt monatliche Abschläge auf die Konzessionsabgaben. Die Abschlagszah-

lungen werden jeweils zum 1. des Monats für den jeweils vorangegangenen Monat fäl-

lig. Die Höhe der Abschlagszahlung beträgt ein Zwölftel des Betrages der letzten 

Schlussabrechnung. Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit der Zahlung ist die Wertstel-

lung auf dem Konto der Stadt. Unterschiedsbeträge zwischen Abschlagszahlungen und 

Schlussabrechnung werden mit der auf die Schlussabrechnung folgenden Abschlags-

zahlung saldiert und nicht verzinst. 

 

 
§ 12  

Kommunalrabatt 

 

(1) Die SWV gewährt auf den zu den allgemeinen Preisen abgerechneten Eigenverbrauch 

der Stadt einen Preisnachlass in Höhe von 10 % des Rechnungsbetrages gemäß den 
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jeweils geltenden Regelungen der KAE oder nachfolgender preisrechtlicher Bestim-

mungen.  

 

(2) Der Preisnachlass wird in den Rechnungen der SWV sichtbar in Abzug gebracht. 

 

 

§ 13  

Löschwasserversorgung 

 

(1) Die SWV stellt im Rahmen der öffentlichen Wasserversorgung sicher, dass Wasser mit 

ausreichendem Druck zur Verfügung steht, um im Bedarfsfall die Löschwasserversor-

gung in Siedlungsgebieten zu gewährleisten (Grundschutz).  

 

(2) Im Rahmen des Wassergesetzes und des kartell- und konzessionsabgabenrechtlich 

Zulässigen verpflichtet sich die SWV zur unentgeltlichen Zurverfügungstellung von 

Wasser 

a) für Feuerlöschzwecke, 

b) für Feuerlöschübungszwecke, wobei die Stadt verpflichtet ist, die SWV drei Tage 

vor jeder Feuerlöschübung zu verständigen; die SWV hat das Recht, bei Feuer-

löschübungen durch einen Mitarbeiter zugegen zu sein, 

c) für Zwecke der Straßenreinigung, für öffentliche Zier- und Straßenbrunnen (auch 

Wasserkünste) 

 an bestehenden Hydranten und sonstigen Abnahmestellen. 

 

(3) Die an den derzeit bestehenden Hydranten und sonstigen Abnahmestellen vorgehalte-

nen Wassermengen wird die SWV nicht ohne schriftliche Zustimmung der Stadt redu-

zieren, soweit es um den Grundschutz geht. 

 

(4) Die SWV verpflichtet sich, im im Zusammenhang bebauten Bereich der Stadt Hydran-

ten in solcher Zahl aufzustellen, dass kein Gebäude innerhalb dieses Bereichs weiter 

als höchstens 200 Meter (Weglänge) vom nächsten Hydranten entfernt liegt. Die Stadt 

und die SWV werden eine Karte, in der die Siedlungsgebiete dargestellt sind, abstim-

men und als Anlage dem Konzessionsvertrag beifügen. SWV trägt die Kosten für Bau, 

Instandhaltung und Beschilderung dieser der Grundversorgung dienenden Hydranten 

und erfasst Zahl und Lage der Hydranten in einem Lageplan, soweit möglich in digitaler 

Form, welchen sie der Stadt übergibt. Den Einbau weiterer Hydranten, die nicht der 
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Grundversorgung dienen, kann die Stadt gegen Erstattung der Kosten fordern, soweit 

es die Leistungsfähigkeit der örtlichen Wasserversorgungsanlagen zulässt. 

 

(5) Bedarf die Stadt weitere Anlagen für Löschwasserversorgung und Feuerschutz oder 

eine Ausweitung der vorgehaltenen Wassermengen, um ihre Verpflichtungen nach den 

landesrechtlichen Regelungen über den Brand- und Feuerschutz zu erfüllen, wird sie 

über deren Errichtung und Unterhaltung sowie über die Kostentragung eine gesonderte 

Regelung mit der SWV treffen. Die auf diese Weise gesondert getroffenen Regelungen 

dürfen nicht im Widerspruch zu gesetzlichen oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Best-

immungen für die Trinkwasserversorgung sowie den allgemein anerkannten Regeln 

der Technik in der jeweils aktuellen Fassung stehen. 

 

 
5. Kapitel 

Endschaftsbestimmungen 

 

§ 14  

Übertragung der Wasserversorgungsanlagen 

 

(1) Nach Ablauf dieses Vertrages hat die SWV gegen Zahlung des Übernahmeentgelts 

Eigentum und Besitz an den örtlichen Wasserversorgungsanlagen auf die Stadt zu 

übertragen und, soweit rechtlich möglich, sämtliche diesbezüglichen Rechte, insbe-

sondere schuldrechtliche und dingliche Nutzungsrechte an Grundstücken, an diese ab-

zutreten bzw. zu übertragen; soweit Rechte nicht übertragen werden können, hat die 

SWV der Stadt diese zur Ausübung zu überlassen. Grundstücke, die gemäß § 1 Nr. 2 

zu den örtlichen Wasserversorgungsanlagen gehören, werden von dieser Bestimmung 

nicht erfasst. 

 

(2) Die Stadt tritt an Stelle der SWV in die bestehenden Verträge mit den Kunden ein. 

 

(3) Die Stadt hat das Recht, ihre Rechte an einen Dritten (Übernehmer) abzutreten. Über-

nehmer ist derjenige, der der SWV von der Stadt als solcher bezeichnet wird. Es kann 

auch mehrere Übernehmer nebeneinander geben.  

 

 

 

 

 



15 

§ 15 

Wasserversorgungsanlagen auf Grundstücken der SWV 

 

(1) Soweit die zu übertragenden Wasserversorgungsanlagen wesentliche Bestandteile von 

Grundstücken im Eigentum der SWV darstellen, werden die SWV und die Stadt im 

Übertragungsvertrag diese Wasserversorgungsanlagen zu Scheinbestandteilen i.S.d. 

§ 95 Abs. 1 BGB bestimmen. Die SWV wird diese Wasserversorgungsanlagen ent-

sprechend § 929 S. 2 BGB auf die Stadt übertragen. 

 

(2) Die SWV wird auf eigene Kosten zu Gunsten der Stadt beschränkt persönliche Dienst-

barkeiten für die betroffenen Grundstücke bestellen. Inhalt der Dienstbarkeit ist das 

Recht der Stadt, diese Wasserversorgungsanlagen auf den betroffenen Grundstücken 

zu belassen, zu betreiben, zu unterhalten und gegebenenfalls zu erneuern. 

 

 

§ 16 

Übernahmeentgelt 

 

(1) Als Übernahmeentgelt für die zu übertragenden Wasserversorgungsanlagen ist der 

Ertragswert vereinbart. Die Ermittlung des Ertragswertes erfolgt als objektiver Wert 

zum Übertragungszeitpunkt. Dieser bestimmt sich unter der Voraussetzung aus-

schließlich finanzieller Ziele durch den Barwert der mit dem Eigentum an dem Netz 

verbundenen Nettozuflüssen an den Eigentümer. Der Wert muss intersubjektiv nach-

prüfbar sein (IDW S 1).  

 

(2) In denjenigen Fällen, in denen Zuschüsse für den Bau der Wasserversorgungsanlagen 

(z.B. Hausanschlusskosten, Baukostenzuschüsse, sonstige Beiträge für Investitionen) 

geleistet worden sind, werden von dem Ertragswert die Zuschussleistungen anteilmä-

ßig abgesetzt. 

 

Die SWV wird über Zuschussleistungen und Herstellungskosten einen Nachweis füh-

ren. 
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§ 17 

Entflechtungskosten 

 

Kosten, die für eine notwendige Netztrennung entstehen, werden im Rahmen des konzessi-

onsabgaberechtlich Zulässigen von SWV gegenüber der Stadt getragen. 

 

 

§ 18 

Verfahrensmäßige Endschaftsbestimmungen 

 

(1) Die SWV ist verpflichtet, der Stadt zwei Jahre vor Ablauf der Vertragslaufzeit auf Ver-

langen Aufschluss darüber zu geben, welche Wasserversorgungsanlagen vorhanden 

sind, sowie alle Auskünfte zu erteilen und die Betriebsunterlangen zur Verfügung zu 

stellen, derer die Stadt im Vorfeld des Abschlusses eines neuen Konzessionsvertrages 

bedarf. Die gleiche Verpflichtung trifft die SWV gegenüber dem von der Stadt bezeich-

neten Übernehmer, soweit dieser Auskünfte und/oder Betriebsunterlagen zur Vorberei-

tung  

oder Durchführung der Übernahme bedarf.  

 

(2) Soweit der Übernehmer dies wünscht, hat auch eine entsprechende technische Ein-

weisung zur Vorbereitung der Übernahme durch die SWV gegen angemessenes Ent-

gelt zu erfolgen.  

 

 

6. Kapitel 

Laufzeit 

 

§ 19 

Laufzeit, Kündigung 

 

(1) Dieser Vertrag hat eine Laufzeit vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2048 (30 

 Jahre). 

Die Stadt hat das Recht, den Vertrag erstmalig nach Ablauf von 20 Jahren zu kündi-

gen, sowie nach 25 Jahren, wobei die Kündigung jeweils zwei Jahre vorher schriftlich 

erklärt werden muss.  

Die Stadt hat nach Ablauf von 30 Jahren das Recht auf 2-malige Ausübung einer Ver-

längerungsoption von jeweils 5 Jahren.  
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(2) Dieser Vertrag ersetzt den am 19.06.2000 geschlossenen Konzessionsvertrag zur 

Wasserversorgung zwischen der Stadt und der SWV. 

 

(3) Ändert sich die Kontrolle über die SWV, so hat SWV diesen Umstand gegenüber der 

Stadt unverzüglich schriftlich anzuzeigen (anzeigepflichtiger Kontrollwechsel). Ein an-

zeigepflichtiger Kontrollwechsel liegt vor, wenn der Anteil kommunaler Gesellschafter 

an der SWV unter 51 % sinkt. Die Stadt hat in diesem Fall das Recht, binnen sechs 

Monaten nach Kenntnisnahme von diesem Umstand den Vertrag mit einer Frist von 

zwölf Monaten schriftlich zu kündigen. Die Regelungen vorstehender §§ 15 ff. gelten im 

Fall einer Kündigung entsprechend. 

 

 

7. Kapitel 
 

Ausschließlichkeit, kartellrechtliche Anmeldung 

 

§ 20 

Ausschließlichkeit 

 

 Die Stadt verpflichtet sich, die Verlegung und den Betrieb von Leitungen auf oder unter 

öffentlichen Wegen für eine bestehende oder beabsichtigte unmittelbare öffentliche 

Versorgung von Letztverbrauchern im Gebiet der Stadt mit Wasser ausschließlich der 

SWV zu gestatten.  

 

 

§ 21 

Kartellrechtliche Anmeldung 

 

(1) Die SWV nimmt innerhalb von zwei Wochen nach der Vertragsunterzeichnung die 

nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen erforderliche Anmeldung die-

ses Vertrages bei der zuständigen Kartellbehörde vor.  

 

 

(2) Für die Kostentragung bleibt es bei der Regelung des § 25 (2). 
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8. Kapitel 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 22 

Teilnichtigkeit, Anpassung des Vertrages 

 

(1) Sollte in diesem Vertrag eine Bestimmung aus materiellen oder formellen Gründen 

unwirksam sein oder werden, so sind die Vertragspartner sich darüber einig, dass die 

Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hierdurch nicht berührt wird. Dies gilt insbeson-

dere dann, wenn in diesem Vertrag vereinbarte Ausschließlichkeitsrechte ganz oder 

teilweise wegfallen. Die Vertragspartner verpflichten sich, die ungültige Bestimmung 

durch eine im wirtschaftlichen Erfolg ihr nach Möglichkeit gleichkommende Bestim-

mung in gültiger Weise zu ersetzen.  

 Gleiches gilt bei Vorliegen einer Vertragslücke. 

 

(2) Bei Änderungen der wasserwirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen so-

wie wesentlichen Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse, welche die Erfüllung 

einzelner Bestimmungen dieses Vertrages für einen oder beide Vertragspartner unzu-

mutbar oder unmöglich machen, ist jeder Vertragspartner berechtigt, eine Änderung 

dieser Vertragsbestimmungen zu verlangen, um sie den neuen Verhältnissen anzu-

passen. 

 

 

§ 23 

Übertragung von Rechten und Pflichten, Eigentum an den örtlichen  Wasserversor-

gungsanlagen 

 

(1) Die SWV ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag mit vorheriger 

Zustimmung der Stadt auf ein mit ihr verbundenes Unternehmen zu übertragen. 

 

(2) Die SWV ist nicht berechtigt, ohne vorherige Zustimmung der Stadt die örtlichen Was-

serversorgungsanlagen oder Teile davon an Dritte zu veräußern, zu verpachten, zu 

vermieten oder diese zu belasten. 
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§ 24 

Gerichtsstand 

 

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem 

Vertrag ist Lampertheim. 

 

 

§ 25 

Schriftform, Anpassung, Gebühren 

 

(1) Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Jede Anpassung (Änderung  

oder Ergänzung) dieses Vertrages einschließlich dieser Bestimmung bedarf der Schrift-

form. 

 

(2) Etwaige Gebühren oder sonstige Abgaben, die für den Abschluss dieses Vertrages 

sowie für Maßnahmen zur Herbeiführung oder Erhaltung seiner Rechtswirksamkeit zu 

zahlen sind, trägt die SWV. 

 

(3) Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Stadt und SWV erhalten von diesem 

Vertrag und sämtlicher etwa noch abzuschließender Nachträge eine Ausfertigung.  

 

 

 

Viernheim,      Viernheim, ………………. 

 

 

 

____________________________   _________________________ 

Magistrat der Stadt Viernheim   Stadtwerke Viernheim GmbH 

 

 

 

Anlagen: 

- Karte des Konzessionsgebietes 

- Karte mit den Siedlungsgebieten. (die Karten werden bei der Vertragsunterzeichnung bei-

gefügt) 



  Anlage 3 

   1 

Fernwärmegestattungsvertrag 
 
 
 
 

zwischen der 
 
 
 
Stadt Viernheim, vertreten durch den Magistrat der Stadt Viernheim, dieser vertreten durch  
                             den Bürgermeister Herrn Matthias Baaß und 1. Stadtrat Herrn Jens Bolze, 
                             Rathaus, Kettelerstraße 3, 68519 Viernheim 
 
 

- nachstehend "Stadt" genannt - 
 
 
und der 
 
 
Stadtwerke Viernheim GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Dr. Ralph Franke, 
                                                    Industriestraße 2, 68519 Viernheim  
 
 

- nachstehend "SWV" genannt – 
 

- nachstehend gemeinsam „Vertragspartner“ genannt - 
 
 
 
wird nachfolgender Fernwärmegestattungsvertrag geschlossen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Präambel 
 
Gemeinsames Ziel der Vertragspartner ist eine möglichst sichere, preisgünstige, verbrau-

cherfreundliche, effiziente und umweltverträgliche Versorgung mit Fernwärme. Nicht Be-

standteil dieses Vertrages ist der Aufbau einer flächendeckenden Fernwärmeversorgung 

durch die SWV. Die Vertragspartner werden in Verfolgung dieser Ziele vertrauensvoll zu-

sammenarbeiten und auf die Interessen des anderen Vertragspartners in angemessener 

Weise Rücksicht nehmen. 
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1. Kapitel 

Begriffsbestimmungen und Versorgungsgebiet 

 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieses Vertrages sind: 

1. Fernwärmeversorgungsanlagen: 

 Anlagen, die der Versorgung mit Fernwärme (auch Anlagen der sogenannten „Nah-

wärme“ werden vorliegend erfasst, hier ebenfalls mit „Fernwärmeanlagen“ bezeichnet) 

dienen, insbesondere Leitungen, Hausanschlüsse, Messeinrichtungen und Zubehör. 

 

2. Örtliche Fernwärmeversorgungsanlagen: 

a) Fernwärmeversorgungsanlagen, die innerhalb des Versorgungsgebietes liegen 

und zumindest auch innerhalb des Versorgungsgebietes der Fernwärmeversor-

gung dienen sowie 

 
b) Fernwärmeversorgungsanlagen, die außerhalb des Versorgungsgebietes liegen, 

aber der Fernwärmeversorgung ausschließlich oder überwiegend innerhalb des 

Versorgungsgebietes dienen 

 
soweit sie im Eigentum der SWV stehen, unabhängig davon, ob sie sich auf oder unter 

öffentlichen Verkehrswegen befinden. 

 

3. Öffentliche Verkehrswege: 

a) Straßen, Wege und Plätze, die im Sinne des Landesstraßenrechts dem öffentli-

chen Verkehr gewidmet sind, sowie 

 
b) Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von Straßen, Wegen und 

Plätzen bestimmt sind, die im Sinne des Landesstraßenrechts dem öffentlichen 

Verkehr gewidmet werden sollen, 

 

c) öffentliche Verkehrswege (Straßen, Wege), auf denen tatsächlich der öffentliche 

Verkehr eröffnet ist 

 
soweit sie im Versorgungsgebiet liegen und der zivilrechtlichen Verfügung der Stadt 

unterliegen. 
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4. Sonstige Grundstücke: 

 Grundstücke, die keine öffentlichen Verkehrswege darstellen, soweit sie im Versor-

gungsgebiet liegen und der zivilrechtlichen Verfügung der Stadt unterliegen. 

 

 

§ 2 

Versorgungsgebiet 

 

(1) Dieser Vertrag gilt für das Stadtgebiet gemäß der als Anlage beigefügten Karte. 

 

(2) Sofern künftig Gebiete in das Stadtgebiet eingemeindet werden, wachsen diese grund-

sätzlich dem Versorgungsgebiet zu. 

 

(3) Sofern für eingemeindete Gebiete indes Fernwärmegestattungsverträge oder sonstige 

Verträge mit Dritten bestehen, die einer Erweiterung des Versorgungsgebietes nach 

Abs. (2) entgegenstehen, wird die Stadt diese Verträge zum nächstmöglichen Zeit-

punkt beenden.  

 

 

2. Kapitel 

Wegenutzung 

 

§ 3 

Wegenutzungsrecht 

 

(1) Die Stadt räumt der SWV im Rahmen ihrer privatrechtlichen Befugnis das Recht ein, 

die öffentlichen Verkehrswege zur Errichtung und zum Betrieb von örtlichen Fernwär-

meversorgungsanlagen zu benutzen, wobei grundsätzlich die Fernwärmeversorgungs-

anlagen in den Straßen verlegt werden. In Ausnahmefällen können Fernwärmeversor-

gungsanlagen auch in Gehwegen verlegt werden. 

 

(2) Sonstige Grundstücke darf die SWV im Rahmen der durch § 8 der Verordnung über 

Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV) be-

schriebenen Grenzen unentgeltlich nutzen. Eine darüber hinausgehende Nutzung be-

darf des vorherigen Abschlusses eines gesonderten Gestattungsvertrages. 
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(3) Endet die Eigenschaft eines Grundstücks als öffentlicher Verkehrsweg (Entwidmung), 

bleibt das Nutzungsrecht nach Abs. (1) grundsätzlich erhalten, soweit dem nicht be-

rechtigte Interessen der Stadt entgegenstehen. 

 

(4) Vor Verkauf von in Anspruch genommenen Grundstücken wird die Stadt die SWV 

rechtzeitig unterrichten und auf Verlangen der SWV zu ihren Gunsten beschränkt per-

sönliche Dienstbarkeiten (§ 1090 BGB) eintragen lassen. Die Kosten für die Bereitstel-

lung und Eintragung der Dienstbarkeiten trägt die SWV. 

 

(5) Soweit die Stadt für Grundstücke Benutzungsrechte nicht aus eigener Befugnis erteilen 

kann, unterstützt sie die SWV dabei, dass ihr ein Benutzungsrecht von der zuständigen 

Stelle erteilt wird. Soweit in diesen Fällen die Zustimmung der Stadt verlangt wird, wird 

die Stadt auf Verlangen der SWV die Zustimmung erteilen. 

 

(6) Soweit der Träger der Straßenbaulast auf Antrag der Stadt die Errichtung von Fern-

wärmeversorgungsanlagen zu gestatten hat, und soweit die SWV den Antrag nicht 

selbst stellen kann, .stellt die Stadt auf Verlangen der SWV einen entsprechenden An-

trag  

 

(7) Zwischen den Parteien besteht Einigkeit, dass die im Rahmen dieses Wegenutzungs-

rechtes betriebenen und/oder errichteten Fernwärmeversorgungsanlagen nicht zu den 

Bestandteilen der jeweiligen Grundstücke gehören, also sogenannte Scheinbestandtei-

le darstellen (§ 95 BGB). 

 

 

§ 4 

Bau und Betrieb von Fernwärmeversorgungsanlagen 

 

(1) SWV und die Stadt werden bei ihren Planungen und Baumaßnahmen aufeinander 

Rücksicht nehmen. SWV wird bei der Inanspruchnahme der von der Stadt nach Maß-

gabe dieses Vertrages zur Verfügung gestellten Flächen darauf achten, dass die dar-

aus entstehenden Beeinträchtigungen für die Stadt und ihre Bürger möglichst gering 

sind.  

 

(2) Die Ordnungsprinzipien der Stadt bei der Belegung von öffentlichen Verkehrswegen 

werden von SWV beachtet. (Grundsatz: Fernwärmeversorgungsleitungen werden in 

Straßen verlegt; Kabel, Telekom in Gehwegen). Wenn im Zuge der Erneuerung oder 
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der Erweiterung von Fernwärmeversorgungsanlagen andere Medien mit verlegt wer-

den (Leerrohre, Stromkabel, TK, etc.) und kein Gehweg vorhanden ist, sollen diese 

möglichst am Straßenrand verlegt werden. Die Verlegung von Leerrohren ist mit der 

Stadt auf deren Wunsch abzustimmen.  

 

(3) SWV errichtet die Fernwärmeversorgungsanlagen im Stadtgebiet nach den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik und hält diese in einwandfreiem, betriebsfähigem Zu-

stand. Sie wird die Fernwärmeversorgungsanlagen so planen, errichten, instand halten 

und betreiben, dass eine sichere und wirtschaftliche Betriebsweise möglich ist. Dabei 

wird sie die Belange des Umweltschutzes in angemessener Weise berücksichtigen. 

Über besondere Anforderungen der Stadt wird sich SWV mit der Stadt abstimmen.  

 

(4) SWV wird die Stadt so rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen an den Fern-

wärmeversorgungsanlagen informieren, dass die Stadt angemessene Zeit zu einer 

Stellungnahme hat. Insbesondere muss eine Baustellenkoordination (gleichzeitig anfal-

lende Arbeiten, gemeinsame Nutzung der Straßenaufbrüche) und damit Bauzeitverkür-

zung erfolgen. Die Stadt kann eine Änderung der Planung verlangen, wenn berechtigte 

Interessen der Stadt und/oder technische Notwendigkeiten vorliegen. Ebenso wird die 

Stadt SWV rechtzeitig über beabsichtigte Baumaßnahmen informieren, die Einfluss auf 

vorhandene Fernwärmeversorgungsanlagen oder deren Planung haben können. So-

fern die Arbeiten der unaufschiebbaren Behebung von Störungen oder Schäden die-

nen, ist die Unterrichtung des jeweils anderen Vertragspartners unverzüglich nachzu-

holen. 

 

(5) Vor der Errichtung neuer und Erweiterung bestehender Fernwärmeversorgungsanla-

gen einschließlich der Herstellung von Hausanschlüssen wird SWV die Zustimmung 

der Stadt (einschließlich Aufgrabungsgenehmigung und verkehrsrechtliche Anordnung, 

soweit erforderlich) einholen. Die Zustimmung kann nur versagt werden, wenn öffentli-

che Interessen oder sonstige wesentliche Belange der Stadt entgegenstehen. Bei 

Baumaßnahmen geringen Umfangs (insbesondere Herstellung von Haus- bzw. sonsti-

gen Anschlüssen) genügt eine rechtzeitige Anzeige bei der Stadt unter Angabe des 

Ausführungszeitpunkts und des ausführenden Tiefbauunternehmens sowie Vorlage ei-

nes Lageplans. 

 

(6) Die Stadt wird SWV bei der Trassenfindung und der Erlangung öffentlich-rechtlicher 

Genehmigungen für den Bau von Fernwärmeversorgungsanlagen sowie beim Erwerb 



7 

von Grundstücken oder Rechten an Grundstücken Dritter im Stadtgebiet unterstützen. 

Der Stadt entstehen dabei keine Kosten. 

 

(7) SWV hat bei Bauarbeiten die gemeindlichen Anlagen zu sichern. Für die Ausführung 

der Arbeiten der SWV an den öffentlichen Verkehrswegen gelten die gesetzlichen Vor-

schriften, insbesondere sind die öffentlich-rechtlichen Bestimmungen für solche Arbei-

ten zur Sicherung des Verkehrs und zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Wieder-

herstellung der Verkehrswege sowie die anerkannten Regeln der Straßenbautechnik 

(u.a. Verdichtungsprüfung nach DIN, Schutz von Bäumen bei Baumaßnahmen gem. 

DIN 18920, Merkblätter der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen) 

zu beachten. SWV verpflichtet sich, die für SWV tätigen Tiefbauunternehmen anzuwei-

sen, beim Öffnen und Schließen von Verkehrswegen darauf zu achten, dass die Ver-

kehrssicherheit erhalten bleibt. Falls die Baumaßnahmen der SWV besondere Auf-

wendungen der Stadt in ihrem Verkehrsraum erfordern, z.B. besondere verkehrsrecht-

liche Anforderungen, hat SWV den dadurch verursachten Aufwand zu tragen.  

 

(8) Nach Beendigung der Bauarbeiten wird SWV die benutzten Grundstücke, Flächen oder 

Bauwerke nach Maßgabe der jeweils aktuell anerkannten Regeln der Technik wieder in 

den vorherigen bzw. einen gleichwertigen Zustand versetzen oder, sofern die Stadt es 

wünscht, an Stelle der Wiederherstellung eine entsprechende Entschädigung leisten. 

Bezüglich der Regeln der Technik kann die Stadt die Einhaltung der aktuellen Regeln 

der Technik verlangen, z.B. die „Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und 

Richtlinien für Aufgrabungen in Verkehrsflächen“ – ZTV-A-StB – in der jeweils aktuell 

gültigen Fassung. Für die von der SWV ausgeführten Bauarbeiten gilt eine Gewährleis-

tungsfrist von fünf Jahren. Sie beginnt mit der vorbehaltlosen Abnahme der wiederher-

gestellten Oberflächen durch die Stadt, spätestens jedoch einen Monat, nachdem der 

Stadt der Abschluss der Bauarbeiten schriftlich mitgeteilt wurde und die Stadt nicht wi-

dersprochen hat. SWV hat die Abnahme zu veranlassen, die in der Regel innerhalb ei-

nes Monats durchgeführt werden soll. Aufgezeigte Mängel sind unverzüglich, spätes-

tens jedoch innerhalb der von der Stadt gesetzten angemessenen Frist durch SWV zu 

beseitigen. Anderenfalls ist die Stadt berechtigt, die Mängel im Wege der Ersatzvor-

nahme i.S.v. § 637 BGB auf Kosten der SWV zu beseitigen.  

 

(9) Falls Bauarbeiten der Stadt etwa zur gleichen Zeit anfallen, sollen die Arbeiten mög-

lichst gleichzeitig begonnen und im gegenseitigen Einvernehmen ausgeführt werden. 

Dabei gestatten sich die Stadt und SWV gegenseitig die Mitverlegung von Leitungen, 

Kabeln und Rohren. Sofern bei Baumaßnahmen erforderliche Straßenaufbrüche ge-
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meinsam genutzt werden können, werden die Kosten von der Stadt und der SWV ge-

meinsam verursachungsgerecht getragen. 

Notaufgrabungen werden der Stadt umgehend angezeigt. Nach Wiederherstellung der 

Flächen hat SWV die Abnahme zu veranlassen. 

 

(10) Bei Aufgrabungen, die die Stadt selbst durchführt, erkundigt sie sich über die Lage von 

Fernwärmeversorgungsanlagen bei der SWV. SWV ist verpflichtet, über die Lage un-

verzüglich Auskunft zu erteilen, soweit möglich in digitaler Form.  

SWV führt ein Bestandsplanwerk über ihre in der Stadt vorhandenen Fernwärmever-

sorgungsanlagen nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen, aktuellen techni-

schen Standard. Die Stadt hat die Pflicht, vor der Ausführung von Bauarbeiten das 

Vorhandensein sowie die Lage von Fernwärmeversorgungsanlagen der SWV im Ar-

beitsbereich bei dieser zu erfragen. Im Übrigen erhält die Stadt auf Anfrage wie jeder 

Dritte Auskunft über den aktuellen Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versor-

gungsnetzes. 

 

(11) Soweit für den Bau und Betrieb der Fernwärmeversorgungsanlagen erforderlich, wird 

die Stadt der SWV auf Anfrage Auskünfte aus den bei der Stadt geführten Bestands-

planwerken schriftlich oder soweit vorhanden in digitalisierter Form erteilen. 

Die Vertragspartner ermöglichen sich gegenseitig unentgeltlich die Einsichtnahme in 

die jeweils geführten Bestandsplanwerke, indem sie dem jeweils anderen Vertrags-

partner Zugriffsrechte auf das entsprechend vorhandene System gewähren. Eine Ver-

pflichtung zur Einrichtung entsprechender Informationssysteme wird durch diese Rege-

lung nicht begründet. 

 

 

§ 5  

Folgepflichten und Folgekosten 

 

(1) Die Stadt kann eine Änderung von Fernwärmeversorgungsanlagen verlangen, sofern 

die Änderung im berechtigten Interesse der Stadt liegt und nicht aus wirtschaftlichen 

Gründen unzumutbar ist. Die Stadt wird SWV von allen Maßnahmen, die eine Ände-

rung von Fernwärmeversorgungsanlagen notwendig machen, rechtzeitig informieren 

und ihr Gelegenheit zur Einflussnahme auf den Planungsprozess zur Abwendung au-

ßergewöhnlicher Belastungen geben.  
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(2) Stadt und SWV werden dafür Sorge tragen, dass Kosten für gemeinschaftlich durchge-

führte Straßenbau-, Kanalbau-, Fernmelde- und Versorgungsleitungsbaumaßnahmen 

(inkl. Straßenbeleuchtungskabel) unter den beteiligten Kostenträgern durch besondere, 

auf den Einzelfall bezogene vertragliche Vereinbarungen untereinander anteilig, ent-

sprechend dem Bauumfang des einzelnen Kostenträgers, aufgeteilt werden.  

 

(3) Die Kosten für Änderungen nach Abs. 1 trägt die SWV, soweit sie nicht als Erschlie-

ßungsbeitrag im Sinne des Baugesetzbuches oder aufgrund anderer gesetzlicher oder 

vertraglicher Bestimmungen Dritten auferlegt werden können, von Dritten bezuschusst 

werden oder die Stadt Ersatzansprüche gegenüber Dritten hat. 

 

(4) Dingliche Rechte und Ansprüche gegen Dritte bleiben unberührt. 

 

 

§ 6 

 Haftung 

 

(1) SWV haftet der Stadt oder Dritten nach den gesetzlichen Bestimmungen für Schäden, 

die bei der Errichtung, Änderung, Entfernung oder dem Betrieb von Fernwärmeversor-

gungsanlagen der SWV entstehen. Sobald es hierbei auf ein Verschulden ankommt, 

wird die SWV nur dann von der Haftung frei, wenn sie fehlendes Verschulden nach-

weist. Die SWV wird die Stadt von Ansprüchen Dritter gemäß Satz 1 freistellen. Die 

Stadt wird die Behandlung solcher Ansprüche mit der SWV abstimmen. Die vorstehen-

den Regelungen berühren nicht die Haftungsregelungen für Unterbrechungen oder Un-

regelmäßigkeiten bzw. Störungen in der Anschlussnutzung und/oder Belieferung mit 

Fernwärme. 

 

(2) Die Stadt haftet der SWV für Beschädigungen ihrer Fernwärmeversorgungsanlagen 

nur dann, wenn ihr ein Verschulden nachgewiesen wird. Die Ersatzpflicht für die Wie-

derherstellung von beschädigten Anlagen ist auf die dafür entstehenden Selbstkosten 

beschränkt. 
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§ 7 

Stillgelegte Anlagen 

 

Die Stadt kann die Beseitigung stillgelegter Fernwärmeversorgungsanlagen auf Kosten der 

SWV verlangen, soweit sie ein berechtigtes Interesse an der Beseitigung hat; diese Ver-

pflichtung gilt auch über die Laufzeit dieses Vertrages hinaus. 

 

 

 

4. Kapitel 

Gestattungsentgelt und sonstige Leistungen 

 

§ 8  

Gestattungsentgelt 

 

(1)  Für die ihr nach diesem Vertrag eingeräumten Rechte zahlt die SWV an die Stadt auf 

der Basis der von ihr an Letztverbraucher im Versorgungsgebiet abgegebenen Wär-

memengen, sei es durch einen eigenen Vertrieb oder einen dritten Händler, ein Gestat-

tungsentgelt nach Maßgabe des Abs. 2. Sofern und soweit die Stadt verpflichtet ist, für 

die Gestattungsentgeltzahlungen Umsatzsteuer abzuführen, wird die SWV das Gestat-

tungsentgelt zuzüglich Umsatzsteuer an die Stadt bezahlen. 

 

(2)  Das Gestattungsentgelt beträgt 1,5 % des Entgeltes aus der Fernwärmelieferung im 

Versorgungsgebiet gemäß § 1 Abs. 3, soweit im Rahmen der jeweiligen gesetzlichen 

Bestimmungen dieser Prozentsatz angewandt und das Gestattungsentgelt zulässiger-

weise gezahlt werden darf. Das Gestattungsentgelt für die gelieferte Wärme berechnet 

sich nach den Allgemeinen Tarifen der SWV für die Versorgung mit Fernwärme in der 

jeweils gültigen Fassung. Ist der Mindesthandelsbilanzgewinn in Höhe von 1,5 % der 

Sachanlagen mit Stand zu Beginn des Geschäftsjahres einschließlich der darauf entfal-

lenden Mindeststeuern (Gewerbesteuer und Körperschaftsteuer einschließlich Solidari-

tätszuschlag) in der Sparte Fernwärme nicht erwirtschaftet, darf kein Gestattungsent-

gelt gezahlt werden. Ferner darf das Gestattungsentgelt bei Erwirtschaftung des Min-

desthandelsbilanzgewinnes zzgl. der Mindeststeuern maximal in der gemäß Abs. 2 

Sätze 1 und 2 genannten Höhe bezahlt werden. Reicht der den Mindesthandelsbilanz-

gewinn zzgl. der Mindeststeuern übersteigende Betrag dafür nicht aus, ist das Gestat-

tungsentgelt entsprechend zu kürzen. Das Gestattungsentgelt nach vorstehenden Re-

gelungen ist erst dann für das entsprechende Kalenderjahr und die Zukunft nach Maß-

gabe der vorstehenden Regelungen zu bezahlen, wenn der in vorstehendem Satz 3 

genannte Mindesthandelsbilanzgewinn 3 Jahre in Folge durch die SWV erwirtschaftet 

worden ist.    
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§ 9 

Abrechnung 

 

(1) Die SWV rechnet das Gestattungsentgelt jährlich nachträglich gegenüber der Stadt mit 

einer Schlussabrechnung ab. Die Schlussabrechnung ist spätestens sechs Monate 

nach dem Ende eines Kalenderjahres zu übergeben. Die SWV hat der Stadt alle Aus-

künfte zu erteilen, welche die Stadt benötigt, um die Berechnung nachvollziehen zu 

können. Die SWV hat auf Wunsch der Stadt auf eigene Kosten für die Schlussabrech-

nung das Testat eines Wirtschaftsprüfers einzuholen und der Stadt zu übergeben. 

 

(2) Die SWV zahlt monatliche Abschläge auf das Gestattungsentgelt. Die Abschlagszah-

lungen werden jeweils zum 1. des Monats für den jeweils vorangegangenen Monat fäl-

lig. Die Höhe der Abschlagszahlung beträgt ein Zwölftel des Betrages der letzten 

Schlussabrechnung. Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit der Zahlung ist die Wertstel-

lung auf dem Konto der Stadt. Unterschiedsbeträge zwischen Abschlagszahlungen und 

Schlussabrechnung werden mit der auf die Schlussabrechnung folgenden Abschlags-

zahlung saldiert und nicht verzinst. 

 

 

 

4. Kapitel 

Endschaftsbestimmungen 

 

§ 10  

Übertragung der Fernwärmeversorgungsanlagen 

 

(1) Nach Ablauf dieses Vertrages hat die SWV gegen Zahlung des Übernahmeentgelts 

Eigentum und Besitz an den örtlichen Fernwärmeversorgungsanlagen auf den Über-

nehmer zu übertragen und, soweit rechtlich möglich, sämtliche diesbezüglichen Rech-

te, insbesondere schuldrechtliche und dingliche Nutzungsrechte an Grundstücken, an 

diesen abzutreten bzw. zu übertragen; soweit Rechte nicht übertragen werden können, 

hat die SWV dem Übernehmer diese zur Ausübung zu überlassen. Grundstücke, die 

gemäß  

§ 1 Nr. 2 zu den örtlichen Fernwärmeversorgungsanlagen gehören, werden von dieser 

Bestimmung nicht erfasst. 
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(2) Der Übernehmer tritt an Stelle der SWV in die bestehenden Verträge mit den Kunden 

ein. 

 

(3) Übernehmer ist derjenige, der der SWV von der Stadt als solcher bezeichnet wird. Es 

kann auch mehrere Übernehmer nebeneinander geben. Die Stadt kann auch selber 

Übernehmer sein. 

 

 

§ 11 

Fernwärmeversorgungsanlagen auf Grundstücken der SWV 

 

(1) Soweit die zu übertragenden Fernwärmeversorgungsanlagen wesentliche Bestandteile 

von Grundstücken im Eigentum der SWV darstellen, werden die SWV und der Über-

nehmer im Übertragungsvertrag diese Fernwärmeversorgungsanlagen zu Scheinbe-

standteilen i.S.d. § 95 Abs. 1 BGB bestimmen. Die SWV wird diese Fernwärmeversor-

gungsanlagen entsprechend § 929 S. 2 BGB auf den Übernehmer übertragen. 

 

(2) Die SWV wird gegen Zahlung eines angemessenen Entgelts zu Gunsten des Über-

nehmers beschränkt persönliche Dienstbarkeiten für die betroffenen Grundstücke be-

stellen. Inhalt der Dienstbarkeit ist das Recht des Übernehmers, diese Fernwärmever-

sorgungsanlagen auf den betroffenen Grundstücken zu belassen, zu betreiben, zu un-

terhalten und gegebenenfalls zu erneuern. 

 

 

§ 12 

Übernahmeentgelt 

 

(1) Als Übernahmeentgelt für die zu übertragenden Fernwärmeversorgungsanlagen ist der 

Ertragswert vereinbart. Die Ermittlung des Ertragswertes erfolgt als objektiver Wert 

zum Übertragungszeitpunkt. Dieser bestimmt sich unter der Voraussetzung aus-

schließlich finanzieller Ziele durch den Barwert der mit dem Eigentum an dem Netz 

verbundenen Nettozuflüsse an den Eigentümer. Der Wert muss intersubjektiv nach-

prüfbar sein (IDW S 1). 

 

(2) In denjenigen Fällen, in denen Zuschüsse für den Bau der Fernwärmeversorgungsan-

lagen (z.B. Hausanschlusskosten, Baukostenzuschüsse, sonstige Beiträge für Investi-
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tionen) geleistet worden sind, werden von dem Ertragswert die Zuschussleistungen an-

teilmäßig abgesetzt. 

 
 

Die SWV wird über Zuschussleistungen und Herstellungskosten einen Nachweis füh-

ren. 

 

 

§ 13 

Entflechtungskosten 

 

Kosten, die für eine notwendige Netztrennung entstehen, werden von SWV gegenüber der 

Stadt getragen. 

 

 

§ 14 

Verfahrensmäßige Endschaftsbestimmungen 

 

(1) Die SWV ist verpflichtet, der Stadt zwei Jahre vor Ablauf der Vertragslaufzeit auf Ver-

langen Aufschluss darüber zu geben, welche Fernwärmeversorgungsanlagen vorhan-

den sind, sowie alle Auskünfte zu erteilen und die Betriebsunterlangen zur Verfügung 

zu stellen, derer die Stadt im Vorfeld des Abschlusses eines neuen Fernwärmegestat-

tungsvertrages bedarf. Die gleiche Verpflichtung trifft die SWV gegenüber dem von der 

Stadt bezeichneten Übernehmer, soweit dieser Auskünfte und/oder Betriebsunterlagen 

zur Vorbereitung oder Durchführung der Übernahme bedarf.  

 

(2) Soweit der Übernehmer dies wünscht, hat auch eine entsprechende technische Ein-

weisung zur Vorbereitung der Übernahme durch die SWV gegen angemessenes Ent-

gelt zu erfolgen.  
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5. Kapitel 

Laufzeit 

 

§ 15 

Laufzeit, Kündigung 

 

(1) Dieser Vertrag hat eine Laufzeit vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2048 (30  

 Jahre). 

Die Stadt hat das Recht, den Vertrag erstmalig nach Ablauf von 20 Jahren zu kündi-

gen, sowie nach 25 Jahren, wobei die Kündigung jeweils zwei Jahre vorher schriftlich 

erklärt werden muss.  

Die Stadt hat nach Ablauf von 30 Jahren das Recht auf 2-malige Ausübung einer Ver-

längerungsoption von jeweils 5 Jahren.  

 

(2) Dieser Vertrag ersetzt den am 19.06.2000 geschlossenen Konzessionsvertrag zur 

Fernwärmeversorgung zwischen der Stadt und der SWV.  

 

(3) Ändert sich die Kontrolle über die SWV, so hat SWV diesen Umstand gegenüber der 

Stadt unverzüglich schriftlich anzuzeigen (anzeigepflichtiger Kontrollwechsel). Ein an-

zeigepflichtiger Kontrollwechsel liegt vor, wenn der Anteil kommunaler Gesellschafter 

an der SWV unter 51 % sinkt. Die Stadt hat in diesem Fall das Recht, binnen sechs 

Monaten nach Kenntnisnahme von diesem Umstand den Vertrag mit einer Frist von 

zwölf Monaten schriftlich zu kündigen. Die Regelungen vorstehender §§ 10 ff. gelten im 

Fall einer Kündigung entsprechend. 

 

 
6. Kapitel 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 16 

Teilnichtigkeit, Anpassung des Vertrages 

 

(1) Sollte in diesem Vertrag eine Bestimmung aus materiellen oder formellen Gründen 

unwirksam sein oder werden, so sind die Vertragspartner sich darüber einig, dass die 

Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hierdurch nicht berührt wird. Die Vertragspartner 

verpflichten sich, die ungültige Bestimmung durch eine im wirtschaftlichen Erfolg ihr 

nach Möglichkeit gleichkommende Bestimmung in gültiger Weise zu ersetzen.  

Gleiches gilt bei Vorliegen einer Vertragslücke. 
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 (2) Bei Änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen sowie wesentlichen Änderungen 

der wirtschaftlichen Verhältnisse, welche die Erfüllung einzelner Bestimmungen dieses 

Vertrages für einen oder beide Vertragspartner unzumutbar oder unmöglich machen, 

ist jeder Vertragspartner berechtigt, eine Änderung dieser Vertragsbestimmungen zu 

verlangen, um sie den neuen Verhältnissen anzupassen. 

 

 

§ 17 

Übertragung von Rechten und Pflichten, Eigentum an den örtlichen Fernwärmever-

sorgungsanlagen  

 

 

(1) Die SWV ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag mit vorheriger 

Zustimmung der Stadt auf ein ihr verbundenes Unternehmen oder einen Dritten zu 

übertragen.  

 

(2) Die SWV ist nicht berechtigt, ohne vorherige Zustimmung der Stadt die örtlichen Fern-

wärmeversorgungsanlagen oder Teile davon an Dritte zu veräußern, zu verpachten, zu 

vermieten oder diese zu belasten. 

 

 
§ 18 

Gerichtsstand 

 

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem 

Vertrag ist Lampertheim. 

 

 

§ 19 

Schriftform, Anpassung, Gebühren 

 

(1) Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Jede Anpassung (Änderung  

oder Ergänzung) dieses Vertrages einschließlich dieser Bestimmung bedarf der Schrift-

form. 

 

(2) Etwaige Gebühren oder sonstige Abgaben, die für den Abschluss dieses Vertrages 

sowie für Maßnahmen zur Herbeiführung oder Erhaltung seiner Rechtswirksamkeit zu 

zahlen sind, trägt die SWV. 
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(3) Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Stadt und SWV erhalten von diesem 

Vertrag und sämtlicher etwa noch abzuschließender Nachträge eine Ausfertigung.  

 

 

Viernheim,       Viernheim, 

 

 

 

____________________________    _________________________ 

Magistrat der Stadt Viernheim    Stadtwerke Viernheim GmbH 

 

 

Anlage: 

- Karte des Versorgungsgebietes (die Karte wird bei der Vertragsunterzeichnung beigefügt) 























   Anlage 5 
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Synopse 

über die Alt- und Neuregelungen des Wasserkonzessionsvertrages sowie des Fernwärmegestattung 

 

 

Alt 
Konzessionsvertrag 

Neu 
Wasserkonzessionsvertrag 

Neu 
Fernwärmegestattungsvertrag 

Anmerkungen 

 Konzessionsvertrag vom 19.06.2000 
Konzessionsvertrag gilt für alle Sparten 
(Strom, Gas, Wasser, Fernwärme). 

   Zwischenzeitlich bestehen unterschiedliche 
rechtliche Vorgaben für die einzelnen Spar-
ten. 

 Kartellrechtliches Kopplungsverbot. 
  Für jede Sparte wird gesonderter Vertrag 

abgeschlossen. 

-  Präambel  Präambel  Benennt die Ziele des Vertrages. 

 Unter Umständen relevant bei Auslegungs-
fragen. 

-  Inhaltsübersicht  Inhaltsübersicht  Verschafft schnellen Überblick über Struk-
tur und Regelung des Vertrages. 

-  § 1 Begriffsbestimmungen  § 1 Begriffsbestimmungen  Die für den Vertrag besonders relevanten 
Begriffe werden definiert. 

 Beitrag zur Rechtsklarheit, relevant bei 
Auslegungsfragen. 

 

 § 1 (1) Versorgungsrechte. 
 
 

 § 1 (2) Eingliederung. 

 § 2 Konzessionsgebiet 
- Stadtgebiet. 

 
 

- Eingemeindungen, § 2 (2) und (3). 

 § 2 Versorgungsgebiet 
- Stadtgebiet, bezogen auf Gebiete mit Fernwärmean-

lagen. 
 
- Eingemeindungen, § 2 (2) und (3). 

 

 Bestimmung des räumlichen Geltungsbe-
reiches. 

 

 Beendigung entgegenstehender Verträge. 

 

 § 1 (1) Übertragung der öffentlichen 
Versorgung, für alle Sparten. 

 § 3 Wasserversorgungspflicht 
- Verpflichtung zur Wasserversorgungspflicht. 

 
 

-  

 Nur für die Wassersparte kann noch ein 
ausschließliches Versorgungsmonopol be-
gründet werden; bei Strom und Gas besteht 
Durchleitungswettbewerb; bei Fernwärme 
besteht vorliegend kein Anschluss- und Be-
nutzungszwang. 

-  § 4 Erhaltungs-, Erneuerungs- und Ausbaupflich-
ten. 

-  Wegen der besonderen Bedeutung einer 
langfristigen sicheren öffentlichen Wasser-
versorgung ist die Regelung aufgenommen 
worden. 
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Alt 
Konzessionsvertrag 

Neu 
Wasserkonzessionsvertrag 

Neu 
Fernwärmegestattungsvertrag 

Anmerkungen 

 

 § 2 (1) Benutzung öffentlicher Ver-
kehrswege. 

 

 § 2 (2) Benutzung sonstiger Grundstü-
cke, ggf. gesonderter Gestattungsver-
trag mit Entschädigung. 

 
- 

 
 
 
 

 § 2 (4) Eintragung einer beschränkt 
persönlichen Dienstbarkeit bei Verkauf 
von Grundstücken. 
 
 

 § 2 (3) Unterstützung bei Beschaffung 
von Grundstücken. 
 

- 
 
 
- 
 
 
 

 

 § 5 Wegenutzungsrecht 
- Benutzung der öffentlichen Verkehrswege, § 5 (1). 
 
 
- Benutzung sonstiger Grundstücke, § 5 (2) im Rah-

men § 8 AVBWasserV. Eine darüber hinausgehen-
de Nutzung bedarf des vorherigen Abschlusses ei-
nes gesonderten Gestattungsvertrages. 

 
 
- Bei Entwidmung bleibt Nutzungsrecht grundsätzlich 

erhalten, § 5 (3). 
 
- Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienst-

barkeit bei Verkauf von Grundstücken, § 5 (4). 
 
 
 
- Unterstützung bei Beschaffung von Grundstücksbe-

nutzungsrechten, § 5 (5). 
 
- Unterstützung gegenüber Träger der Straßenbau-

last, § 5 (6).  
 
- Regelung zur Scheinbestandteilseigenschaft, § 5 

(7). 

 § 3 Wegenutzungsrecht 
- Benutzung der öffentlichen Verkehrswege, § 3 (1). 
 
 
- Benutzung sonstiger Grundstücke, § 3 (2) im Rahmen 

§ 8 AVBFernwärmeV. Eine darüber hinausgehende 
Nutzung bedarf des vorherigen Abschlusses eines 
gesonderten Gestattungsvertrages. 

 
 
- Bei Entwidmung bleibt Nutzungsrecht grundsätzlich 

erhalten, § 3 (3). 
 

- Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbar-
keit bei Verkauf von Grundstücken, § 3 (4). 

 
 
 
- Unterstützung bei Beschaffung von Grundstücksbe-

nutzungsrechten, §3 (5).  
 
- Unterstützung gegenüber Träger der Straßenbaulast, 

§ 3 (6). 
 
- Regelung zur Scheinbestandteilseigenschaft, § 3 (7).  

 

 Grundlegende Regelung für leitungsgebun-
dene Versorgung. 

 

 Regelungen sind grundsätzlich vergleichbar. 
 
 
 
 
 

 Sinnvolle Regelung, um Nutzungsrechte zu 
erhalten, wenn nicht berechtigte Interessen 
der Stadt entgegenstehen. 

 
 
 
 
 

 Ausreichend ist die Beschaffung von Grund-
stücksbenutzungsrechten. 

 
 
 
 

 Sinnvolle und notwendige Regelung, um zu 
vermeiden, dass Leitungen zu wesentlichen 
Bestandteilen eines Grundstücks werden. 
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Alt 
Konzessionsvertrag 

Neu 
Wasserkonzessionsvertrag 

Neu 
Fernwärmegestattungsvertrag 

Anmerkungen 

 
 

 § 3 (1) Planung mit Rücksichtnahme-
gebot. 

 
- 
 
 

 § 3 (3) Errichtung und Betrieb gemäß 
Stand der Technik. 

 

 § 3 (4) Baumaßnahmen, Abstimmun-
gen. 

 

 § 3 (4) Einholung von Genehmigungen. 
 
 
 

 § 3 (5) Sorgfaltsmaßstab des ordentli-
chen Unternehmens. 

 

 § 3 (6) Wiederherstellung in vorherigen 
bzw. gleichwertigen Zustand. 

 
- 
 
- 
 
- 

 § 6 Bau und Betrieb von Wasserversorgungsanla-
gen 
- Planungen mit Rücksichtnahmegebot, § 6 (1). 

 
 

- Beachtung von Ordnungsprinzipien der Stadt bei der 
Verlegung von Leitungen, § 6 (2). 

 
- Errichtung und Betrieb gemäß Stand der Technik, 

§ 6 (3). 
 

- Baumaßnahmen, Baustellenkoordination, § 6 (4). 
 
 

- Einholung von Zustimmungen der Stadt, § 6 (5). 
 

- Unterstützung bei Trassenfindung und Genehmigun-
gen, etc., § 6 (6). 

 
- Durchführung von Bauarbeiten gem. DIN, verkehrs-

rechtlichen Anforderungen, etc., § 6 (7).  
 

- Wiederherstellung in vorherigen bzw. gleichwertigen 
Zustand, § 6 (8). 

 
- Koordination, Mitverlegung von Leitungen, § 6 (9). 
 
- Führung eines Bestandsplanwerkes, § 6 (10). 
 
- Auskunftspflicht der Stadt aus eigenem Bestands-

planwerk, § 6 (11). 

 § 4 Bau und Betrieb von Fernwärmeversorgungsan-
lagen 
- Planungen mit Rücksichtnahmegebot, § 4 (1). 
 
 
- Berücksichtigung von Ordnungsprinzipien der Stadt 

bei der Verlegung von Leitungen, § 4 (2). 
 
- Errichtung und Betrieb gemäß Stand der Technik, 

§ 4 (3). 
 
- Baumaßnahmen, Baustellenkoordination, § 4 (4). 

 
 

- Einholung von Zustimmungen der Stadt, § 4 (5). 
  

- Unterstützung bei Trassenfindung und Genehmigun-
gen, etc., § 4 (6). 
 

- Durchführung von Bauarbeiten gem. DIN, verkehrs-
rechtlichen Anforderungen, etc., § 4 (7). 
 

- Wiederherstellung in vorherigen bzw. gleichwertigen 
Zustand, § 4 (8). 

 
- Koordination, Mitverlegung von Leitungen, § 4 (9).  
 
- Führung eines Bestandsplanwerkes, § 4 (10). 
 
- Auskunftspflicht der Stadt aus eigenem Bestands-

planwerk, § 4 (11). 

 
 

 Sinnvolle Regelung für Verlegungen nach 
bestimmten planerischen Ordnungsprinzi-
pien der Stadt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Detailliertere rechtliche Vorgaben als frü-
her. 

 

 Regelungen sind grundsätzlich vergleich-
bar. 

 

 Abstimmungspflichten bei Mitverlegungen, 
verursachungsgerechte Kostentragung. 

 

 

 § 4 (1) Änderungen, Umlegungen, die 
im öffentlichen Interesse liegen. 

 
- 
 
 

 § 4 (2) Folgekostentragung durch Stadt 
 

 § 7 Folgepflichten und Folgekosten 
- Änderung von Anlagen bei berechtigtem Interesse der 

Stadt und soweit wirtschaftlich zumutbar, § 7 (1). 
 
- Kostentragung bei gemeinschaftlich durchgeführten 

Baumaßnahmen, § 7 (2). 
 
- Folgekostentragung durch SWV, § 7 (3). 

 § 5 Folgepflichten und Folgekosten 
- Änderung von Anlagen bei berechtigtem Interesse der 

Stadt und soweit wirtschaftlich zumutbar, § 5 (1). 
 
- Kostentragung bei gemeinschaftlich durchgeführten 

Baumaßnahmen, § 5 (2). 
 
- Folgekostentragung durch SWV, § 5 (3). 

 

 Regelungen sind grundsätzlich vergleich-
bar. 

 

 Sinnvolle Regelung unter Berücksichtigung 
einer anteiligen Kostentragung. 

 

 Eine wesentliche Änderung, Folgekosten-
tragung nunmehr durch SWV, Kosten kön-
nen in Entgelte einkalkuliert werden. 

 

 § 7 (1) Haftung gem. gesetzlichen 
Bestimmungen.  

 

 § 8 Haftung 
- Haftung gemäß gesetzlichen Bestimmungen und Be-

weislastumkehr, § 8 (1) und (2). 
. 

 § 6 Haftung 
- Haftung gemäß gesetzlichen Bestimmungen und Be-

weislastumkehr, § 6 (1) und (2). 
. 

 

 Wichtig ist Beweislastumkehr. 

 
- 

 

 § 9 Stillgelegter Anlagen 
- Beseitigung stillgelegter Anlagen auf Kosten SWV, 

auch über Laufzeit des Vertrages hinaus, § 9. 

 § 7 Stillgelegter Anlagen 
- Beseitigung stillgelegter Anlagen auf Kosten SWV, 

auch über Laufzeit des Vertrages hinaus, § 7. 

 

 Regelung über Umgang mit stillgelegten 
Anlagen sinnvoll. 

 

 § 6 (1) Zahlung Konzessionsabgaben 
für Wasser. 

 

 § 10 Konzessionsabgaben 
- Zahlung höchstzulässiger Konzessionsabgaben für 

Wasser gem. KAE. 

 § 8 Gestattungsentgelt 
- Zahlung eines Gestattungsentgeltes, wenn Mindest-

handelsbilanzgewinn erwirtschaftet wird.  

 

 Bisher keine Zahlung eines Gestattungs-
entgeltes (einer Konzessionsabgabe) bei 
der Fernwärmeversorgung, obwohl öffentli-
che Wege in Anspruch genommen werden. 
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Alt  
Konzessionsvertrag 

Neu  
Wasserkonzessionsvertrag 

Neu 
Fernwärmegestattungsvertag 

Anmerkungen 

 

 Abrechnung nach Feststellung des 
Jahresabschlusses. 

 
 

 § 6 (5) Vierteljährliche Abschlagszah-
lungen. 

 

 § 11 Abrechnung 
- Schlussabrechnung spätestens 6 Monate nach Ka-

lenderjahr, Testat Wirtschaftsprüfer auf Wunsch der 
Stadt, § 11 (1). 

 
- Monatliche Abschlagszahlungen, § 11 (2). 

 § 9 Abrechnung 
- Schlussabrechnung spätestens 6 Monate nach Ka-

lenderjahr, Testat Wirtschaftsprüfer auf Wunsch der 
Stadt, § 9 (1). 

 
- Monatliche Abschlagszahlungen, § 9 (2). 

 
 
 
 
 

 Schnellere Abschlagszahlungen, Liquidi-
tätsvorteile. 

 

 10 % auf Eigenverbrauch bei Anwen-
dung von allgemeinen Tarifen 

 

 § 12 Kommunalrabatt 
- 10 % des Rechnungsbetrages bei Eigenverbrauch 

der Stadt. 

 
- 

 

 

 Bei Fernwärme besteht jetzt ein Gestat-
tungsentgelt, Stadt kann bei der Fernwär-
meversorgung im Übrigen Sonderverträge 
abschließen. 

 

 § 5 (4) Knappe Regelungen zur 
Löschwasserversorgung und Feuer-
schutz 

 § 13 Löschwasserversorgung 
- Detaillierte Regelungen zur Löschwasserversorgung. 

 
- 

 

 

 Bezüglich der Löschwasserversorgung be-
stehen jetzt, soweit nur möglich, klarere 
Regelungen. Die Stadt gewährleistet ihre 
Pflichtaufgabe durch entsprechende Ein-
bindung der SWV (Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfe), die hoheitliche Aufgabe 
selbst bleibt bei der Stadt. 

 
 

 § 9 (1) Verpflichtung der Übergabe von 
Anlagen. 

 
 

 § 14 Übertragung von Wasserversorgungsanlagen 
 

- Übertragungsverpflichtungen bezüglich Anlagen und 
Rechten, § 14 (1). 

 
- Abtretung an Dritte möglich, § 14 (3). 

 § 10 Übertragung von Fernwärmeversorgungsanla-
gen 

- Übertragungsverpflichtungen bezüglich Anlagen und 
Rechten, § 10 (1). 

 
- Abtretung an Dritte möglich, § 10 (3). 

 
 
 

  § 15 Wasserversorgungsanlagen auf Grundstücken 
der SWV 
- Schaffung der Übertragungsfähigkeit von Anlagen auf 

Grundstücken der SWV, § 15 (1). 

 § 11 Fernwärmeversorgungsanlagen auf Grundstü-
cken der SWV 
- Schaffung der Übertragungsfähigkeit von Anlagen auf 

Grundstücken der SWV, § 11 (1). 

 
 
. 

 

 § 9 (3) Übernahmegelt zum Sachzeit-
wert 

 

 § 9 (3) Absetzung Ertragszuflüsse vom 
Kaufpreis 

 § 16 Übernahmeentgelt 
- Übernahmeentgelt zum objektivierten Ertragswert,  

§ 16 (1). 
 
- Absetzung Ertragszuschüsse vom Kaufpreis, § 16 (2). 

 § 12 Übernahmeentgelt 
- Übernahmeentgelt zum objektivierten Ertragswert,  

§ 12 (1). 
 
- Absetzung Ertragszuschüsse vom Kaufpreis, § 12 (2). 

 

 Sachzeitwert in der Regel deutlich höher 
als Ertragswert, Sachzeitwert kann prohibi-
tiv wirken. 

 

 § 9 (4) Entflechtungskosten trägt SWV, 
Einbindungskosten die Stadt 

 § 17 Entflechtungskosten 
- Netztrennungskosten trägt SWV, § 17. 

 § 13 Entflechtungskosten 
- Netztrennungskosten trägt SWV, § 13. 
 

 

 Ob Netztrennungsmaßnahmen anfallen, ist 
offen. Wenn solche anfallen sollten, trägt 
SWV die Kosten. 

 

 § 9 (2) Auskunftsrechte, bezogen auf 
Ermittlung Sachzeitwert 

 § 18 Verfahrensmäßige Endschaftsbestimmungen 
- Auskunftsverpflichtungen, § 18 (19: 

 § 14 Verfahrensmäßige Endschaftsbestimmungen 
- Auskunftsverpflichtungen, § 14 (1). 
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Alt  
Konzessionsvertrag 

Neu  
Wasserkonzessionsvertrag 

Neu 
Fernwärmegestattungsvertag 

Anmerkungen 

 

 § 10 Laufzeit 20 Jahre 
-  

 § 19 Laufzeit, Kündigung 
- Laufzeit 30 Jahre, § 19 (1). 
 
- 2-malige Kündigungsrechte nach 20 sowie 25 Jahren. 
 
- 2-malige Optionsausübung über Verlängerung des 

Vertrages von jeweils 5 Jahren. 

 § 15 Laufzeit, Kündigung 
- Laufzeit 30 Jahre, § 15 (1). 
 
-  2-malige Kündigungsrechte nach 20 sowie 25 Jahren. 
 
- 2-malige Optionsausübung über Verlängerung des 

Vertrages von jeweils 5 Jahren. 
 

 

 Nur bei Strom und Gas besteht Höchstlauf-
zeitbegrenzung von 20 Jahren. 

  § 20 Ausschließlichkeit 
- Einräumung Ausschließlichkeitsrechten für die Was-

serversorgung zugunsten der SWV. 

- 
 

 

 Für Wassersparte können noch Ausschließ-
lichkeitsrechte eingeräumt werden (soge-
nannte Bereichsausnahme Wasser). 

  § 21 Kartellrechtliche Anmeldung 
- Anmeldung bei der Kartellbehörde.  

- 
 

 

 Ausschließlichkeitsrechte müssen bei der 
Kartellbehörde angemeldet werden. 

 

 § 8 (2) und (3) Vertragsänderungen, 
Rechtsgültigkeit 

Allgemeine Bestimmungen 

 § 22 Teilnichtigkeit, Anpassung des Vertrages 
 

Allgemeine Bestimmungen 

 § 16 Teilnichtigkeit, Anpassung des Vertrages 
 

 

  § 23 Übertragung von Rechten und Pflichten  § 17 Übertragung von Rechten und Pflichten  

  § 24 Gerichtsstand  § 18 Gerichtsstand  

 § 8 (1), etc.  § 25 Schriftform, Anpassung, Gebühren  § 19 Schriftform, Anpassung, Gebühren  

 

 



TOP:        Viernheim, den 04.10.2017 

Federführendes Amt 

41 Kommunales Freizeit- und Sportbüro 

Aktenzeichen:  

Diktatzeichen: bs 

Drucksache: VL-118-2017/XVIII 2. Ergänzung 

Anlagen: keine 

Produkt/Kostenstelle: 13.5510.03/530 01 32 

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: KFS-Büro, Kämmereiamt, BVLA 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Magistrat 23.10.2017  

Sozial- und Kulturausschuss (In-
tegration, Sport, Bildung, Jugend 
und Familie) 

25.10.2017  

Haupt- und Finanzausschuss 
(Wirtschaftsförderung) 

26.10.2017  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Viernheimer Grillhaus 
hier: Mietpreiserhöhung 2018 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Der Sozial- und Kulturausschuss empfiehlt, die Grillhausmietpreise pro Tag ab der 
Vermietungssaison 2018 für Viernheimer Einwohner von freitags – sonntags, für 
Feiertage sowie für Tage vor einem Feiertag auf 180,- € festzusetzen. Die Preise 
für auswärtige Personen erhöhen sich analog hierzu auf 220,- €. 

 

2. Dem Haupt- und Finanzausschuss ist Vorlage zu machen. 
 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

 

1.) Ausgangslage 

Das Viernheimer Grillhaus wurde am 11.09.1992 eröffnet und kann seither in der Zeit vom 
1. März bis 30. November von der Viernheimer Bevölkerung, Viernheimer Vereinen und 
auswärtigen Personen angemietet werden. 
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Die Belegungsstatistik zeigt auf, dass das Grillhaus jährlich vorrangig zu 2/3 von Viern-
heimer Bürgern, Vereinen, Firmen und Institutionen angemietet wird. 

 

Die Statistik der letzten Jahre: 

 

Mietergruppe 
2013 2014 2015 2016 

 

2017 
(vor- 

läufig) 

Vhm. Einwohner/innen 76 80 84 64 71 

Vhm. Vereine, Schulen, 
Firmen 

7 8 3 9 21 

Auswärtige Personen 41 32 43 49 45 

Jahresvermietungen 130 137 133 122 137 

 

      

Anteil Viernheimer 64 % 64 % 65 % 60 % 67 % 

Anteil Auswärtige 36 % 36 % 35 % 40 % 33 % 

 

Das Grillhaus erfreut sich auch nach 25 Jahren immer noch großer Beliebtheit. In der 
Vermietungssaison (März bis November) sind von den Wochenendterminen alle Freitage 
und Samstage vermietet. Bis auf wenige Ausnahmen gilt dies auch für die Sonntage, so 
dass sich für die Wochenenden eine Auslastung von fast 100 % ergibt. Ebenfalls komplett 
gebucht werden die Wochentage vor Feiertagen sowie die Feiertage selbst. Während der 
Monate Mai bis August finden sich nur noch wenige freie Wochentage (Montag bis Don-
nerstag). 

 

2.) Kostensituation 
 

Die jährlichen laufenden Kosten für Ausgaben des Aufsichtspersonals, Unterhaltung der 
Einrichtung (inkl. Geschirr, Reinigungsmaterial etc.), Versicherungen, Müll, Strom, Wasser 
und Niederschlagsgebühr belaufen sich im Durchschnitt der letzten vier Jahre (2013 – 
2016) auf rund 22.000,- €. 

 

Hinzukommen noch die Ausgaben für die bauliche Unterhaltung in Höhe von rund 
6.000,- € (Durchschnittswert). Die Gesamtausgaben können so mit 28.000,- € beziffert 
werden. 

 

3.) Mietpreiserhöhung 

 

Die letzte Mietpreiserhöhung erfolgte im Jahr 2013. Seither stellt die Stadt Viernheim ihren 
Einwohnern das Grillhaus für private Feiern zu einem Mietpreis von 140,- € unter der Wo-
che und für 150,- € an den Wochenend- und Feiertagen, sowie an Tagen vor Feiertagen 
zur Verfügung. Alle auswärtigen Mieter zahlen analog 180,- € bzw. 195,- €. Daraus erge-
ben sich jährliche Mieteinnahmen (inkl. Ersätze für Geschirrbruch) von ca. 22.000,- €. 
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Mit den aktuellen Mietpreisen gelingt es, die laufenden Kosten (ohne Bauunterhaltung) 
des Grillhauses zu decken. Die vorgeschlagene Mietpreiserhöhung dient dazu, zumindest 
auch weiterhin in den nächsten Jahren mit den Mieteinnahmen die laufenden Kosten de-
cken zu können. Eine 100%ige Kostendeckung (laufende Kosten und Bauunterhaltung) 
wird nicht zu erzielen sein, da die Mietpreise hierfür zu stark angehoben werden müssten 
und für die Mieter nicht mehr attraktiv bzw. erschwinglich wären. 
 

Für die Verwaltung steht im Vordergrund, dass das Grillhaus in erster Linie von Perso-
nen/Familien angemietet werden kann, die keine räumliche Möglichkeit haben, eine größe-
re private Feier zu Hause auszurichten oder finanziell nicht in der Lage sind, sich eine 
Gaststätte für eine größere Feier zu leisten. 
 

Die Verwaltung schlägt folgende Mietpreiserhöhungen vor: 
 
Geändert beziehungsweise stärker angehoben werden soll der Tarif für Vermietungen am 
Wochenende und Feiertagen im Vergleich zu den Vermietungen unter der Woche, da das 
Grillhaus jährlich immer zu ca. 80% an den Wochenenden und Feiertagen angemietet 
wird. Der Preisunterschied für beide Tarife liegt derzeit bei 10,- bzw. 15,- €. Die Mietpreise 
für die Wochentage liegen dem gegenüber schon auf einem hohen preislichen Niveau. 
 

 

 

Mietpreise Viernheimer 

bisher   /   ab 2018 

Mietpreise Auswärtige 

bisher   /   ab 2018 

Montag bis Donnerstag   140,-- €   /   140,-- € 150,-- €   /   150,-- € 

Freitag bis Sonntag, Fei-
ertage, Tage vor Feierta-
gen 

150,-- €   /   180,--€ 195,-- €   /   220,-- € 

 

Die zu erwartenden Mehreinnahmen belaufen sich auf ca. 3.250,- €. 

 

Das Schwetzinger Grillhaus, welches mit dem Viernheimer gut zu vergleichen ist, kostet 
für Einwohner und Auswärtige 120,- Euro an Wochentagen und 150,- Euro an  
Wochenenden/Feiertagen. 

 

Im Vorfeld haben sich der Magistrat (23.10.) und der Sozial- und Kulturausschuss (25.10.) 
mit der Vorlage beschäftigt. Über die Beratungsergebnisse wird in der Sitzung berichtet. 

 



TOP:        Viernheim, den 18.08.2017 

Federführendes Amt 

10 Hauptamt 

Aktenzeichen: 000-10 

Diktatzeichen: ph 

Drucksache: IV-58-2017/XVIII 

Anlagen: 1 

Produkt/Kostenstelle:  

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: Hauptamt 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Haupt- und Finanzausschuss 
(Wirtschaftsförderung) 

26.10.2017  

 

I n f o r m a t i o n s v o r l a g e  

Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO 

 

Mitteilung/Information 

Nach § 26a der Hessischen Gemeindeordnung sind die Mitglieder der Gemeindeorgane 
verpflichtet, die Mitgliedschaft bzw. eine entgeltliche oder ehrenamtliche Tätigkeit in einer 
Körperschaft, Anstalt, Stiftung, Gesellschaft, Genossenschaft oder in einem Verband ein-
mal jährlich dem Vorsitzenden des Organs anzuzeigen, dem sie angehören. Der Vorsit-
zende leitet eine Zusammenstellung der Anzeigen dem Haupt- und Finanzausschuss 
(Wirtschaftsförderung) zur Unterrichtung zu. 

Das Nähere des Verfahrens ist in der Geschäftsordnung der Stadtverordneten-
Versammlung unter Abschnitt I, § 3 geregelt.  

Alle Mitglieder des Magistrats und der Stadtverordneten-Versammlung wurden mit Schrei-
ben des Bürgermeisters bzw. des Stadtverordneten-Vorstehers vom 28.04.2017 aufgefor-
dert, mittels eines Anzeigenvordrucks die erforderliche Meldung abzugeben.  

Eine Übersicht über die eingegangenen Anzeigen wurde mit dem Hinweis auf die Möglich-
keit zur Einsichtnahme in die Meldungen von Bürgermeister Baaß und Stadtverordneten-
Vorsteher Schübeler dem Vorsitzenden des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschafts-
förderung) zugeleitet. 

Der Vorsitzende wird in der Sitzung die Mitglieder des Ausschusses entsprechend unter-
richten. 



ÜBERSICHT ÜBER DIE EINGEGANGENEN MELDUNGEN 
FÜR DAS JAHR 2017 

Stand: 17.08.2017 

C D U - F r a k t i o n  

( 1 5  M I T G L I E D E R )  

 Eingang nach Anschreiben: 12 
 Eingang nach Mahnung:   3 
 Fehlende Meldungen:   0 

S P D - F r a k t i o n  

( 1 2  M I T G L I E D E R )  
 Eingang nach Anschreiben:   6 
 Eingang nach Mahnung:   6 
 Fehlende Meldungen:   0 

U B V - F r a k t i o n  

( 8  M I T G L I E D E R )  
 Eingang nach Anschreiben:   5 
 Eingang nach Mahnung:   3 
 Fehlende Meldungen:   0 

F r a k t i o n  d e r  G r ü n e n  

( 4  M I T G L I E D E R )  
 Eingang nach Anschreiben:   1 
 Eingang nach Mahnung:   3 
 Fehlende Meldungen:   0 

F D P - F r a k t i o n  

( 2  M I T G L I E D E R )  
 Eingang nach Anschreiben:   0 
 Eingang nach Mahnung:   2 
 Fehlende Meldungen:   0 

F r a k t i o n  D i e  L i n k e  

( 2  M I T G L I E D E R )  
 Eingang nach Anschreiben:   0 
 Eingang nach Mahnung:   2 
 Fehlende Meldungen   0 

W G V - F r a k t i o n  

( 2  M I T G L I E D E R )  
 Eingang nach Anschreiben:   0 
 Eingang nach Mahnung:   2 
 Fehlende Meldungen   0 
  

Fehlende Meldungen insgesamt:   0 
 
M a g i s t r a t :  E s  w u r d e n  a l l e  M e l d u n g e n  a b g e g e b e n .  
 


	Dokumente
	Bekanntmachung 26.10.2017 Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung)  (exportiert: 19.10.2017)
	Öffentliche Niederschrift 26.10.2017 Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung)  (aktualisiert: 23.11.2017)

	Tagesordnungspunkte
	1. Antrag der Fraktion Die Linke "Erweiterung Stadtbusnetz" IV-64-2017/XVIII
	Informationsvorlage IV-64-2017/XVIII - Antrag der Fraktion Die Linke "Erweiterung Stadtbusnetz" (exportiert: 19.10.2017)
	anlage 1 busnetz (exportiert: 19.10.2017)
	anlage 2 busnetz (exportiert: 19.10.2017)
	anlage 3 busnetz (exportiert: 19.10.2017)


	2. Neubau einer Kindertagesstätte an der Walter-Gropius-Allee; Inanspruchnahme einer bestehenden Verpflichtungsermächtigung VL-130-2017/XVIII
	Beschlussvorlage VL-130-2017/XVIII - Neubau einer Kindertagesstätte an der Walter-Gropius-Allee; Inanspruchnahme einer bestehenden Verpflichtungsermächtigung (exportiert: 19.10.2017)
	Bewertung Angebote Kita (exportiert: 19.10.2017)
	Ansichten Vorschlag Firma Alho (exportiert: 19.10.2017)
	Grundriss Vorschlag Firma Alho (exportiert: 19.10.2017)


	3. Städt. Anwesen Kettelerstraße 6 A; Abschluss eines Mietvertrages mit dem Land Hessen VL-101-2017/XVIII 1. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-101-2017/XVIII 1. Ergänzung - Städt. Anwesen Kettelerstraße 6 A; Abschluss eines Mietvertrages mit dem Land Hessen (exportiert: 19.10.2017)
	MVLandHessenDEG10102017 (exportiert: 19.10.2017)


	4. Anpassung des mit der Stadtwerke Viernheim GmbH bestehenden Konzessionsvertrages sowie Abschluss eines Wasserkonzessionsvertrages und eines Fernwärmegestattungsvertrages mit der Stadtwerke Viernheim GmbH VL-128-2017/XVIII 1. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-128-2017/XVIII 1. Ergänzung - Anpassung des mit der Stadtwerke Viernheim GmbH bestehenden Konzessionsvertrages sowie Abschluss eines Wasserkonzessionsvertrages und eines Fernwärmegestattungsvertrages mit der Stadtwerke Viernheim GmbH (exportiert: 19.10.2017)
	Anlage 1 - Nachträge Konzessionsvertrag (exportiert: 19.10.2017)
	Anlage 2 - Wasserkonzessionsvertrag (exportiert: 19.10.2017)
	Anlage 3 - Fernwärmegestattungsvertrag (exportiert: 19.10.2017)
	Anlage 4 - bestehender Konzessionsvertrag (exportiert: 19.10.2017)
	Anlage 5 - Synopse bestehender Konzessionsvertrag Neuverträge Wasser und Fernwärme (exportiert: 19.10.2017)


	5. Viernheimer Grillhaus
hier: Mietpreiserhöhung 2018 VL-118-2017/XVIII 2. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-118-2017/XVIII 2. Ergänzung - Viernheimer Grillhaushier: Mietpreiserhöhung 2018 (exportiert: 19.10.2017)

	6. Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO IV-58-2017/XVIII
	Informationsvorlage IV-58-2017/XVIII - Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO (exportiert: 19.10.2017)
	Anlage (exportiert: 19.10.2017)




